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Wichtige Druckfehlerberichtigung! 


ite Erklärungen für die Einkommenſteuer, Wehrſtener, Körper— 
930 . Gewerbeſteuer und Umſatzſteuer ſind bis zum 28. Februar 
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N rt den 31. März 1939 hinaus im allgemeinen hiet der Kapitalverkehr⸗ 


nicht zu gewähren. 
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Sufammenftellung der abzugsfähigen und nichtabzugs fähigen Beträge bei der Einkommenſteuer 


Abzugs fähig 


Nichtabzugsfähig 


Zinſen für Kredite, die zur Darlehensgewährung auf⸗ 
genommen find (Rich 7. 2. 1929 IA 377/88, RStGl. 
20, 193; 29. 6. 1934 IA 100/84; NStBl. 34, 1126). 

Zinſen von Schulden, die zur Befriedigung einer Lieb⸗ 
haberei aufgenommen werden, ſind abzugsfähig (8 10 
Abſ. 1, Ziff. 2 EStG; R 6. 10. 1937 VI A 541/87; 
RStBl. 37, 1167). 

Binfen |. auch Schuldzinſen. 

Zinszahlungen an Aktionäre f. Nachſchüſſe. 

Ziviler Luftſchutz f. Luftſchutz. 

Ziviler Santtätsdienſt ſ. Sanitätsdienſt. 

Bölle, ſoweit Geſchäftsunkoſten (5 9, 2 ESt). 

Zofen ſ. Hausgehilfin. 

Zubußen können als Betriebsausgaben abzugsfähig ſein 
(RFH 20, 208; 8. 8. 1930 VI A 639/29; RStBL. 80, 707); 
ſ. auch Nachſchüſſe. 

Zuckerſteuer (8 9, 2 EStG). 

Zündwarenſteuer (5 9, 2 EStG). 

Zufallserfindungen, Aufwendungen für Verſuche, Anmelde⸗ 
gebühren und ähnliche Ausgaben ſind auf die Nutzungs⸗ 
dauer zu verteilen. Verhältnismäßig unbedeutende Auf⸗ 
wendungen und regelmäßig wiederkehrende Ausgaben 
(3. B. Patentgebühren) können alsbald als Werbungs⸗ 
koften abgezogen werden (NFH 7. 7. 1927 VI A 217/27; 
RStBl. 27, 200). 

Zuſammenlegung von Grundſtücken ſ. Flurbereinigung. 

Zuſchüſſe an Urlaubskaſſen ſ. Urlaubskaſſen. 

Zuſchußkaſſe zur Tarifgemeinſchaft deutſcher Apotheker 
(Zutada), Beiträge zur — (89,3 EStG). 

Zuwendungen, die als Gegenleiſtung für eine Leiſtung des 
Empfängers gewährt werden oder auf beſonderen Ver⸗ 
pflichtungsgründen beruhen, die außerhalb der verwandt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen auf rein geſchäftlichem Gebiet 
liegen, find abzugsfähig (Rech 12. 7. 1933, 22. 11. 1933, 
NFH 34, 340). 

Zuwendungen, ſ. auch Penſionskaſſen, Unterſtützungskaſſen, 
Wohlfahrtskaſſen. 


Hinweis! 


Zollſtrafen keine Werbungskoſten. 


Zubußen, die an Gewerkſchaften zu leiſten find, gleichgültig 
ob zur Erweiterung des Betriebs oder zur Deckung von 
Verluſten (R3 8. 8. 1930 VIA 639/29; RSHBL 30. 707). 

Zubußen aus der Beteiligung an einer Kapitalgeſellſchaft 
(RFH 24. 10. 1929 VIA 1238/29; RStöl. 30, 9). 

Zulage (Zuſchußrente) an den Schwiegerſohn ſtellt im all⸗ 
gemeinen einen Zuſchuß dar, der auf dem Gebiete der 
perſönlichen Lebenshaltung liegt und iſt aus dieſem 
Grunde beim Geber nicht abzugsfähig ($ 12. 2 EStG; 
Rig 25. 10. 1930 VIA 77980; RESIBL 31, 23; R 
2. 8. 1982 VI A 591/82, RStBl. 32, 1022). 


Zuſchüſſe zur Beſchaffung von Feſtanzügen der DUF. und 
der Werkſcharuniform ſteuerpflichtig (Lohnſteuerricht⸗ 
linien Abſchnitt VI Ziff. 10; RStBl. 37, 281, 38, 161). 

Zuwendungen an die Schwiegereltern ſind — an geſetzlich 
unterhaltsberechtigte Perſonen im Sinn des § 12 EStG, 
ſolange der Zuwendende mit dem Kind der Schwieger⸗ 
eltern zuſammen veranlagt wird (8 12 Ziff. 2, § 26 
EStG; RFH 25. 8. 1937 VI A 446/87; RS. 37. 1114). 

Zuwendungen, freiwillige — an geſetzlich unterhaltsberech⸗ 
tigte Perſonen, auch wenn dieſe Zuwendungen auf einer 
befonderen Vereinbarung beruhen (§ 12, 2 ESt®); ſ. auch 
Unterhaltszuſchüſſe. 

Zuwendungen in jeder Form, denen keine wirtſchaftliche 
Gegenleiſtung gegenüberſteht, alſo einmalige oder wieder⸗ 
kehrende, vorübergehende oder dauernde unentgeltliche 
Reiitunaen. aleichgültig ab fe als Fingefehen eee 


In der Zuſammenſtellung der abzugsfähigen und nichtab⸗ 
zugsfähigen Beträge bei der Einkommenſteuer iſt unter dem 
Stichwort „Stückzinſen“ ein Irrtum unterlaufen. Nach 
Abſchnitt CV Abſatz 2 der Veranlagungsrichtlinien für 
1937 ſind die beſonders berechneten Stückzinſen als Kapital⸗ 
erträge des Veräußeres, dem ſie tatſächlich zufließen, und als 
Aufwendungen des Käufers zur Erwerbung von Zinsein⸗ 
nahmen anzuſehen. Der Käufer kann die Stückzinſen alſo 
abziehen, ſoweit ihm beim Kauf Stückzinſen beſonders zu 
berechnen waren und tatſächlich berechnet worden ſind. 
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A. Einleitung 


„Durch die Zweite Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ſudetendeutſchen 
8 bieten vom 5. November 1938 (RGBl. I S. 1556, 
2 S. 998) — Einf O — wurden neben anderen 
larkehrſteuergeſetzen mit Wirkung ab 10. November 
Kette den ſudetendeutſchen Gebieten auch in Kraft 


1. das Kapitalve 


rkehrſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 
(RGBl. 1 S. 1058, RStBl. S. 1314) — KVG —, 


2. die Durchführungsbeſtimmungen zum Kapital- 
verkehrſteuergeſetz vom 17. Dezember 1934 (Reichs⸗ 
miniſterialbl. S. 839, RStBl. S. 1593), geändert 
durch Verordnung vom 11. Februar 1935 (Reiche 


D. Die Börſenumſatzſteuer, 


1. Das Ba Recht, 

2. Gegenſtand der Steuer, £ 

8. en des ee 
4. Entſtehung der Steuerſchuld, 

5. Ausnahmen von der Beſteuerung, 

6. Steuerberechnung, 

7. Steuerſatz, 

8. Steuerſchuldner, 


E. Verhältnis der Kapitalverkehrſteuern 


zueinander und zu anderen Steuern, 

1. Geſellſchaftſteuer, Wertpapierſteuer und Börſenumſatz⸗ 
euer, 

h Hefe lch ener und Grunderwerbſteuer, 

. Börſenumſatzſteuer und Grunderwerbſteuer, 

. Kapitalverkehrſteuern und Umſatzſteuer, 

. Kapitalverkehrſteuern und Urkundenſteuer, 


F. Die Ein führungs verordnung (Ein f VO), 
1. Die grundſätzliche Regelung, 
2. Geſellſchaftſteuer, 
3. Wertpapierſteuer. 


M g Ne} 


miniſterialbl. S. 68, RStBl. S. 305) — KV — 
und 

3. die Verordnung zur Vermeidung von Doppel⸗ 
beſteuerungen auf dem Gebiet der Kapitalverkehr⸗ 
ſteuer im Verhältnis zur Freien Stadt Danzig vom 
27. Juni 1929 (RGBl. II S. 505). 


Wegen der Gründe, die zur ſchnellen Ein⸗ 
führung des Verkehrſteuerrechts in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten Veranlaſſung gaben, Hinweis auf 
Abſchnitt 2 des Aufſatzes von Boruttau „Einführung 
der reichsdeutſchen Verkehrſteuern in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten“ (DStz3 1938 Nr. 47). 


Die Einführung der Kapitalverkehrſteuern be⸗ 
deutet für die ſudetendeutſchen Gebiete eine weſentliche 
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Vereinfachung. An die Stelle der verſchiedenſten 
Vorſchriften, die zum größten Teil noch aus der früheren 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie herrührten und 
teilweiſe ein ſehr hohes Alter hatten, ſind nunmehr 
einheitlich die Vorſchriften des Kapitalverkehrſteuer⸗ 
geſetzes und ſeiner Durchführungsbeſtimmungen 
getreten. 

Die Einführung der Kapitalverkehrſteuern hat 
außerdem zur Folge, daß die ſudetendeutſchen Gebiete 
mit Wirkung ab dem 10. November 1938 auch für die 
Kapitalverkehrſteuern als Inland gelten. Nach dem 
bisherigen Rechtszuſtand wurden die ſudetendeutſchen 
Gebiete für die Kapitalverkehrſteuern, das Altreich für 
die entſprechenden ſudetenländiſchen Abgaben als Aus⸗ 
land angeſehen. Das führte zu erheblichen ſteuerlichen 
Mehrbelaſtungen, bei der Wertpapierſteuer außerdem 
zu Doppelbeſteuerungen. Dieſe Mehrbelaſtungen, die 
durch die verſtärkten Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen 
dem Altreich und den ſudetendeutſchen Gebieten immer 
fühlbarer geworden wären, ſind ab dem 10. November 
1938 nicht mehr möglich. 

Die Einführung der Kapitalverkehrſteuern be⸗ 
deutet im Ergebnis auch eine weſentliche ſteuerliche 
Entlaſtung der ſudetendeutſchen Gebiete. Die 
Abgaben nach dem bisherigen Recht waren im allge⸗ 
meinen weſentlich höher als die Steuern für die ent⸗ 
ſprechenden Rechtsvorgänge des Kapitalverkehrſteuer⸗ 
geſetzes. Zum Beiſpiel betrug die bisherige Geſell⸗ 
ſchaftsvertragsgebühr 2 bis 6 v. H., während für die 
reichsdeutſche Geſellſchaftſteuer nur ein Steuerſatz von 
höchſtens 2 v. H. in Betracht kommt. 

Nach § 1 KVG find Kapitalverkehrſteuern im 
Sinn des Kapitalverkehrſteuergeſetzes: 

1. die Geſellſchaftſteuer, 
2. die Wertpapierſteuer und 
3. die Börſenumſatzſteuer. 


B. Die Geſellſchaftſteuer 


1. Das bisherige Recht 

Das bisherige Recht kannte zwei Gebühren: die 
Geſellſchaftsvertragsgebühr und die 
Ad miſſionsgebühr. Die Geſellſchaftsvertrags⸗ 
gebühr wurde bei inländiſchen Geſellſchaften, die 
Admiſſionsgebühr bei inländiſchen Niederlaſſungen 
ausländiſcher Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien und Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung erhoben. Dagegen war die Aktienemiſſions⸗ 
gebühr oder Aktiengebühr, von der vielfach in Geſetzen, 
Verwaltungserlaſſen und Entſcheidungen geſprochen 
wird, keine beſondere Gebühr, ſondern die Geſellſchafts⸗ 
vertragsgebühr, die bei der Ausgabe neuer Aktien zur 
Erhebung gelangt. 

Die Geſellſchaftsvertragsgebühr be⸗ 
ruhte auf Tarifpoſt 55 des Oſt. Gebührengeſetzes vom 
9. Februar 1850 (Oſt. NEU. Nr. 50/1850), dem Hit. 
Geſetz vom 13. Dezember 1862, enthaltend einige Ab⸗ 
änderungen des Geſetzes vom 9. Februar 1850 (Hit. 
RGBl. Nr. 89/1862), Art. IV Ziffer b des Kit, Geſetzes 
vom 10. Juli 1865 (Oſt. RGBl. Nr. 55/1865), 88 117 
bis 119 des Geſetzes vom 6. März 1906 über Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung (Oſt. RGBl. 
Nr. 58/1906), $ 6 Buchſtaben a bis d des Geſetzes vom 
7. Januar 1920, betreffend die Neuregelung der 
Kriegszuſchläge zu den Gebühren und die Abänderung 
einiger Vorſchriften über die Gebühren (SdGu 


Nr. 31/1920), dem Geſetz vom 9. Juni 1927, betreffend 
Gebührenerleichterungen bei der Vereinigung (Fuſion) 
oder Umgeſtaltung der Rechtsform gewiſſer Unter⸗ 
nehmungen (SdGu“ Nr. 88/1927), dem Geſetz vom 
23. Januar 1936, betreffend die weitere Gewährung 
von Gebührenerleichterungen bei der Vereinigung 
(Fuſion) oder Neugeſtaltung der Rechtsform gewiſſer 
Unternehmungen (SdGu Nr. 15/1936) und Art. X Va 
des Geſetzes über die direkten Steuern in der Faſſung 
des Art. 3 des Geſetzes vom 2. Juli 1936 (SdGu 
Nr. 226/1996). 

Die Admiſſionsgebühr beruhte auf 88 5, 
7, 8, 10 und 11 des Hft. Geſetzes vom 18. Septem⸗ 
ber 1892, betreffend die Entrichtung der Stempel⸗ 
gebühren von ausländiſchen Aktien, Renten und 
Schuldverſchreibungen (Oſt. RG Bl. Nr. 171/1892), 
§ 120 des Geſetzes vom 6. März 1906 über Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung (Öft, REAL. Nr. 55 / 
1906), dem Geſetz vom 27. Mai 1919, betreffend die 
Gebühr von ausländiſchen Wertpapieren ſowie vom 
Geſchäftsbetriebe durch ausländiſche Rechtsſubjekte 
(SdGu Nr. 304/1919) und 8 6 Buchſtabe e des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Januar 1920, betreffend die Neuregelung 
der Kriegszuſchläge zu den Gebühren und die Ab- 
änderung einiger Vorſchriften über die Gebühren 
(SdGuV Nr. 31/1920). 


2. Gegenſtand der Steuer 
a) Die grundſätzliche Regelung 

Gegenſtand der Geſellſchaftſteuer iſt regelmäßig 
weder der formale Vorgang der Geſellſchaftsgründung 
oder Geſellſchaftserweiterung, noch die Kapital⸗ 
zuführung oder der Geſellſchaftsvertrag. Der Steuer 
unterliegt vielmehr grundſätzlich der Erwerb und 
die Erweiterung der geſellſchaftlichen Rechte an 
Kapitalgeſellſchaften. 

Die bisherige Geſellſchaftsvertragsgebühr wurde 
dagegen vom Geſellſchaftsvertrag erhoben (Hinweis auf 
Tarifpoſt 55 des Gebührengeſetzes). Als Geſellſchafts⸗ 
vertrag wurden die Vereinbarungen angeſehen, durch 
die ſich die künftigen Geſellſchafter zur Leiſtung von 
Vermögenseinlagen in die Geſellſchaft gegen Ein⸗ 
räumung geſellſchaftlicher Rechte verpflichteten. 

Die bisherige Geſellſchaftsvertragsgebühr war 
demnach regelmäßig zeitlich früher zu entrichten als die 
Geſellſchaftſteuer. 


b) Erſter Erwerb von Geſellſchafts⸗ 
rechten 

§ 2 Ziffer 1 KVG gemäß unterliegt der Geſell⸗ 
ſchaftſteuer der Erwerb von Geſellſchaftsrechten an 
einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft durch den erſten 
Erwerber. Dieſer Erwerb iſt regelmäßig vollzogen, 
ſobald die Kapitalgeſellſchaft in das Handelsregiſter 
eingetragen iſt. 

Der Geſellſchaftſteuer nach Ziffer 1 des § 2 KVG 
unterliegt auch die Kapitalerhöhung, d. h. die Schaf⸗ 
fung neuer Geſellſchaftsrechte durch Zuführung neuer 
Mittel. Grundſätzlich tritt auch die Erweiterung der 
Geſellſchaftsrechte erſt ein, wenn die Kapitalerhöhung, 
bei Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien die Durchführung der Erhöhung (88 155 
und 219 Abſ. 3 des Aktiengeſetzes) in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen iſt. Auch nach bisherigem Recht 
war bei einer Kapitalerhöhung die Geſellſchafts⸗ 
vertragsgebühr zu entrichten. 
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Steuerpflichtig iſt auch die Kapitalerhöhung unter 
ewährung von Freiaktien (ſog. Gratisaktien) 
an die Aktionäre. Die Beſteuerung des erſten Erwerbs 
von Freiaktien iſt deshalb gerechtfertigt, weil wirt⸗ 
ſchaftlich der Reingewinn oder vorhandene Rücklagen 
zur Abdeckung der Einzahlungsverpflichtung in einem 
abgekürzten Verfahren benutzt werden. Nach bisherigem 
Recht war in derartigen Fällen ebenfalls die Geſell⸗ 
ſchaftsvertragsgebühr zu entrichten. Durch Art. XV a 
des Geſetzes vom 2. Juli 1936 war weitergehend be⸗ 
ſtimmt, daß beim unentgeltlichen Erwerb von Aktien 
durch die Aktionäre von Aktiengeſellſchaften oder 
„ommanditgeſellſchaften auf Aktien eine beſondere 
Gebühr von 15 v. H. der Geſellſchaftsvertragsgebühr 
au entrichten iſt. Die reichsdeutſche Geſellſchaftſteuer 
kennt einen erhöhten Steuerſatz beim Erwerb von 
Freiaktien nicht. 


c) Leiſtungen aus dem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis außerhalb des Anteils⸗ 
erwerbs 


„ 82 Ziffer 2 KVG gemäß unterliegen der Geſell⸗ 
ſchaftſteuer Leiſtungen, die von den Geſellſchaftern 
einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft auf Grund einer 
5 Geſellſchaftsverhältnis begründeten Verpflich⸗ 
zung bewirkt werden. Der Leiſtung eines Geſell⸗ 
ſchafters ſteht es gleich, wenn die Geſellſchaft mit 
en Mitteln bie Verpflichtung des Geſellſchafters 
8 Zu dieſen Leiſtungen gehören insbeſondere 
weitere Einzahlungen auf das Kapital einer Aktien⸗ 
en lt, einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
nr Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, wenn 
me eſellſchaftskapital bei der Gründung oder bei 
r ce ung nicht ſofort voll eingezahlt wurde. 
N 5 1 des § 2 Ziffer 2 KVG 
22 2 e e 5 
ſchüſſſe und 0 . 
Dagegen find Leiſtungen, die keine Erweiterun 
I eieltichaftlichen Beteiligung zur Folge haben, nicht 
= teuer unterworfen. Hierher gehören u. a. Lei⸗ 
95 = ar Qurdjführung eines Leiſtungsaustauſches, 
die ni ads unterliegt, insbeſondere Entgelte, 
austauſchs Fellſchaft auf Grund eines Leiſtungs⸗ 
i für beſondere Leiſtungen an den Geſell⸗ 
nicht dope remnahmt. So liegt ein Geſellſchaftsbeitrag 
als Ko 11 uten die Geſellſchaft für den Geſellſchafter 
nn Ente, 8 Verkäufer oder Einkäufer 
b ebührenpflichtig waren isheri 
N . ö 9 auch nach bisherigem 
echt weitere Einzahlungen, Nachſchüſſe und en 


d 2 » 
) Freiwillige Leiſtungen 


Shane Siffer 3 AVG gemäß unterliegen der Geſell⸗ 
ſchafters an freiwillige Leiſtungen eines Geſell⸗ 
das Entgelt kund inländische Kapitalgeſellſckaft wenn 
rechte beſteht Berz Gewährung erhöhter Geſellſchafts⸗ 
von Aktien in 8 eiſpiel: Zuzahlung bei Umwandlung 
geeignet 1 dengsaktien) oder wenn die Leiſtungen 
erhöhen (Beispiele. Wert der Geſellſchaftsrechte zu 
laſſung von Gegen tt; Verzicht auf Forderungen, Über- 
en Wert n an die Geſellſchaft zu einer 
907 8.5 srreichenden Gegenleiſtung, Übernahme 
ſchafter zu A der Geſellſchaft durch den Geſell⸗ 
leiſtung er den Wert überſteigenden Gegen⸗ 


§ 2 Ziffer 3 KVG betrifft die Erweiterung, ins⸗ 
beſondere die innere Stärkung, der Geſellſchaftsrechte 
ohne Veränderungen des Grund- oder Stamm⸗ 
kapitals. 

Freiwillig iſt eine Leiſtung, die nicht aus dem 
Geſellſchaftsverhältnis entſpringt und nicht unmittelbar 
aus dem Geſetz ſich ergibt. Eine Werterhöhung der 
Geſellſchaftsrechte tritt meiſt dann nicht ein, wenn nur 
ihre Entwertung verhindert wird. Wird der Geſell⸗ 
ſchaft aber unmittelbar Geld zugeführt, ſo iſt regel⸗ 
mäßig eine Werterhöhung der Geſellſchaftsrechte zu 
vermuten. 

Das bisherige Recht kannte eine dem § 2 Ziffer 3 
Kc entſprechende Beſtimmung grundſätzlich nicht, fo 
daß freiwillige Leiſtungen bisher regelmäßig der 
Geſellſchaftsvertragsgebühr nicht unterlagen. 


e) Inländiſche Niederlaſfſungen aus⸗ 
ländiſcher Geſellſchaften 

§ 2 Ziffer 5 KVG gemäß unterliegt der Geſell⸗ 
ſchaftſteuer die Zuführung von Anlage⸗ oder 
Betriebskapital durch eine ausländiſche Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft an ihre inländiſche Niederlaſſung. 

Unter den Begriff der Niederlaſſung im Sinn 
des § 2 Ziffer 5 KVG fallen nicht nur Zweignieder⸗ 
laſſungen im Sinn des Handelsrechts, ſondern auch 
rechtlich ſelbſtändige Geſellſchaften, die wirtſchaftlich 
nur Niederlaſſungen ausländiſcher Geſellſchaften ſind. 

Der bisherigen Admiſſionsgebühr unterlag 
der inländiſche Geſchäftsbetrieb ausländiſcher 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
oder Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (§ 5 des 
Geſetzes vom 18. September 1892 und § 120 des 
Geſetzes über Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung). 
Entſcheidend war lediglich, ob ein inländiſcher Geſchäfts⸗ 
betrieb ſtattfand oder nicht. Die Entſtehung der 
Gebührenſchuld war weder von der Zulaſſung zum 
Geſchäftsbetrieb im Inland noch von der Eintragung 
im Handelsregiſter abhängig. Die Gebühr war auch 
dann zu entrichten, wenn der Betrieb alsbald nach der 
Eröffnung wieder eingeſtellt wurde. 


f) Geſellſchafterdarlehen 

83 KVG gemäß unterliegt der Steuer auch die 
Gewährung von Darlehen an eine inländiſche Kapitol⸗ 
geſellſchaft, wenn die Darlehensgewährung eine durch 
die Sachlage gebotene Kapitalzuführung erſetzt. 
Das gleiche gilt für Darlehen eines Dritten, wenn ein 
Geſellſchafter dafür Sicherheit leiſtet. Der Gewährung 
von Darlehen ſteht es gleich, wenn der Geſellſchafter 
geſtundete Forderungen Dritter gegen die Geſellſchaft 
erwirbt oder Forderungen, die ihm ſelbſt gegen die 
Geſellſchaft zuſtehen, ſtundet (8 3 Abſatz 3 KVG). 

Durch dieſe Beſtimmung ſoll verhindert werden, 
daß die Geſellſchafter die Geſellſchaftſteuer umgehen, 
indem ſie nur einen Teil des erforderlichen Kapitals 
auf das Stammkapital zahlen, den Reſt aber der 
Geſellſchaft als Darlehn gewähren. Die Steuer gelangt 
zur Entſtehung, wenn die Erhöhung des Geſellſchafts⸗ 
kapitals das wirtſchaftlich Gebotene geweſen wäre. 

Das bisherige Recht kannte eine dem $ 3 KVG 


entſprechende Vorſchrift nicht. 


3. Einbringung unbeweglicher Sachen 

Die Einbringung unbeweglicher Sachen unterlag 
nach bisherigem Recht nicht der Geſellſchaftsvertrags⸗ 
gebühr. Vielmehr wurde ausſchließlich die Immo⸗ 
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biliargebühr erhoben (Hinweis auf Anm. 4 der 
Tarifpoſt 55 des Gebührengeſetzes). Nach reichs⸗ 
deutſchem Steuerrecht iſt ſowohl die Geſellſchaftſteuer 
als auch die Grunderwerbſteuer zu entrichten. Jedoch 
ermäßigt ſich §S 19a des Grunderwerbſteuergeſetzes 
(&rEG) gemäß der Steuerſatz auf 2 v. H. 8 19 a GrC& 
gilt auch für die ſudetendeutſchen Gebiete. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 3 Abſatz 1 Ziffer 2 Einf, nach der der 
Steuerſatz 3 v. H. beträgt (Hinweis auf § 17 Gré), 
betrifft nicht den Sonderfall der Einbringung von 
Grundſtücken in Kapitalgeſellſchaften. Daneben ſind 
die Zuſchläge §S 3 Einf VO gemäß zu erheben. 


4. Entſtehung der Steuerſchuld 

Eine beſondere Vorſchrift über die Entſtehung der 
Steuerſchuld beſteht nicht. Die Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld iſt eine Folge der Verwirklichung des geſetzlichen 
Tatbeſtands. Nach 83 Abſatz 1 des Steueranpaſſungs⸗ 
geſetzes (StAnpG) entſteht die Steuerſchuld, ſobald der 
Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das Geſetz die 
Steuer knüpft. Entſcheidend iſt demnach nur, ob 
bereits ein Tatbeſtand der 88 2, 3 KVG vorliegt. Die 
Steuertatbeſtände des Kapitalverkehrſteuergeſetzes ſind 
derart genau beſtimmt, daß beſondere Vorſchriften 
über die Entſtehung der Steuerſchuld entbehrlich ſind. 


5. Kapitalgeſellſchaften 

Der Geſellſchaftſteuer unterliegen nur Kapital⸗ 
geſellſchafte n. Welche Geſellſchaften als Kapital⸗ 
geſellſchaften anzuſehen find, beſtimmt $ 5 KVG. 

Offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften, Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, ins⸗ 
beſondere ſtille Geſellſchaften, find, ſoweit nicht §8 5 
Abſatz 2 Ziffer 3 KVG zutrifft, nicht als Kapital⸗ 
geſellſchaften anzuſehen. Eine Geſellſchaftſteuer kommt 
demnach nicht in Betracht. Möglich iſt nur, § 36 u. f. 
des Urkundenſteuergeſetzes (UrtStG) gemäß eine 
Urkundenſteuer zu erheben. 

Nach bisherigem Recht unterlagen der Geſellſchafts⸗ 
vertragsgebühr ſowohl Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien und Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung (Hinweis auf Tarifpoſt 55 Ziffer 1 
des Gebührengeſetzes und § 5 des Geſetzes vom 
18. September 1892) als auchſonſtig ee Geſellſchaften 
(Hinweis auf Tarifpoſt 55 Ziffer 2 des Gebühren⸗ 
geſetzes). 

Im Gegenſatz zur bisherigen Regelung ſind alſo 
Kapitalgeſellſchaften im Sinn des §8 5 KVG der 
Geſellſchaftſteuer, ſonſtige Geſellſchaften nach § 36 u. f. 
UrkStG der Urkundenſteuer unterworfen. 


6. Ausnahmen von der Beſteuerung 

Im Gegenſatz zum bisherigen Recht enthält das 
Kapitalverkehrſteuergeſetz nur ſachliche Ausnahmen 
von der Beſteuerung. Perſönliche Befreiungen ſind 
grundſätzlich nicht vorgeſehen. Die Geſellſchaftſteuer 
wird insbeſondere auch erhoben, wenn das Deutſche 
Reich oder ein Deutſches Land als Geſellſchafter 
beteiligt iſt. 

Eine größere Zahl von Reichsgeſetzen enthält 
allgemeine Ausnahmen von der Beſteuerung. Auf 
die Zuſammenſtellung bei Boruttau, Das Urkunden⸗ 
ſteuergeſetz, 3. Auflage, 1938, S. 397 bis 419, wird 
Bezug genommen. Soweit dieſe Reichsgeſetze in den 
ſudetendeutſchen Gebieten eingeführt werden, gelten 
005 e auch für die ſudetendeutſchen 

iete. 


Befreiungs⸗ und Ermäßigungsvorſchriften in 
Sefegen und ſonſtigen allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen, die nach dem Erlaß des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (RGBl. I S. 1331) in 
dieſen Gebieten weiter gelten, ſind durch die Ein⸗ 
führung des Kapitalverkehrſteuergeſetzes gegenſtands⸗ 
los geworden und können deshalb vom 10. November 
1938 ab nicht mehr angewendet werden. 


7. Steuerberechnung 


a) Nicht voll 
rechte 

Nach bisherigem Recht wurde zwiſchen Aktien⸗ 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaſten auf Aktien und 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung einerſeits und 
ſonſtigen Geſellſchaften anderſeits unterſchieden. Bei 
Geſellſchaften der erſteren Art war die Gebühr nach 
Maßgabe der zu leiſtenden Einzahlungen in Teil⸗ 
zahlungen zu entrichten (Hinweis auf Art. IV 
Ziffer b des Oſt. Geſetzes vom 10. Juli 1865, Art. TI 
der Oſt. Verordnung vom 16. Januar 1866 — Oſt. 
RGBl. Nr. 9/1866 —, $ 10 des Oſt. Geſetzes vom 
18. September 1892 und § 117 Abſatz 2 des Hſt. 
Geſetzes vom 6. März 1906). Bei den übrigen Geſell⸗ 
ſchaften wurde die Gebühr ſofort in voller Höhe 
nach Maßgabe des Einlagekapitals erhoben. 

Nach reichsdeutſchem Recht wird die Geſellſchaft⸗ 
ſteuer bei allen Kapitalgeſellſchaften im Sinn des 
§ 5 KVG lediglich in Höhe der geleiſteten Ein⸗ 
zahlungen geſchuldet. 


b) Erfter Erwerb von Geſellſchafts⸗ 
rechten 

Beſteht die Gegenleiſtung in Geld, ſo wird die 
Stener vom Geldbetrag berechnet. Zur Gegenleiſtung 
gehören auch die von den Geſellſchaftern übernommenen 
Koſten der Geſellſchaftsgründung oder Kapital⸗ 
erhöhung, dagegen nicht die Geſellſchaftſteuer, die für 
den Erwerb der Geſellſchaftsrechte zu entrichten iſt 
(8 8 Ziffer 1a KVG). 

Beſteht die Gegenleiſtung nicht in Geld, ſondern 
in Sachwerten, ſo wird die Steuer vom Wert 
der Sacheinlagen berechnet. Als Wert der Gegen⸗ 
leiſtung gilt jedoch mindeſtens der Wert der Geſell⸗ 
ſchaftsrechte, deren Erwerb durch die Sachleiſtungen 
abgegolten wird (§ 8 Ziffer 1b KVG). Für die 
Berechnung des Werts der Sacheinlagen ſind die Vor⸗ 
ſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes maßgebend. 

Iſt eine Gegenleiſtung nicht zu bewirken, ſo iſt 
die Steuer vom Wert der Geſellſchaftsrechte zu be⸗ 
rechnen ($ 8 Ziffer 1e KVG). 

Die Geſellſchaftsvertragsgebühr wurde grundſätz⸗ 
lich vom reinen Wert der bedungenen Vermögens⸗ 
einlagen berechnet (Hinweis auf Tarifpoſt 55 des 
Gebührengeſetzes). Der Gebühr unterlagen auch die 
von den Geſellſchaftern übernommenen Anteile an den 
Gründungskoſten. Schulden und Laſten, die auf den 
Vermögenseinlagen hafteten und auf die Geſellſchaft 
übergingen, waren bei der Beſtimmung des reinen 
Werts der Vermögenseinlagen in Abzug zu bringen. 
Bei Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien wurde die Gebühr vom Emiſſionspreis, 
mindeſtens aber vom Nominalwert der Aktien 
bemeſſen (§ 6 Buchſtabe b Abſatz 8 des Geſetzes vom 
7. Januar 1920). Bei Geſellſchaften mit beſchränkter 


bezahlte Geſellſchafts⸗ 
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Haftung war der Geſamtwert der Anteile maßgebend 
($ 6 Buchſtabe d des Geſetzes vom 7. Januar 1920). 


€) Leiſtungen aus dem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis außerhalb des Anteils⸗ 
erwerbs und freiwillige Leiſtungen 


Die Steuer wird vom Wert der Leiſtung 
berechnet ($ 8 Ziffer 2 KVG). 


d) Inländiſche Niederlaſſungen aus⸗ 
ländiſcher Geſellſchaften 

8 8 Ziffer 4 KVG gemäß wird die Steuer bei der 
Zuführung von Anlage- oder Betriebskapital an 
inländiſche Niederlaſſungen ausländiſcher Kapital⸗ 
geſellſchaften von dem Wert des Anlage. oder Betriebs⸗ 
kapitals berechnet. 

Nach bisherigem Recht war die Admiſſionsgebühr 
von dem Teil des Kapitals in Aktien oder Obligationen, 
den die Geſellſchaft ihrem inländiſchen Geſchäftsbetrieb 
au widmen beabſichtigte, jedoch mindeſtens vom vierten 
Teil ihres Einlagen⸗ und Obligationenkapitals, zu 
entrichten (§ 5 des Geſetzes vom 18. September 1892, 
$ 6 Buchſtabe e des Geſetzes vom 7. Januar 1920). 
Unter Kapital in Aktien oder Obligationen war nur 
der N ominalbetrag der Aktien oder Obligatio⸗ 
nen, nicht aber der bei der Begebung erzielte höhere 
Kurswert zu verſtehen. Im Gegenſatz zum reichs⸗ 
deutſchen Steuerrecht unterlag der Gebühr nicht der 
volle Wert der dem Betrieb gewidmeten Vermögens⸗ 
objekte, ſondern nur der auf dieſen Betrieb entfallende 
Anteil des Einlagen- oder Obligationenkapitals. Die 
Höhe des Kapitalbetrags, von dem die Admiſſions⸗ 
5 zu entrichten war, wurde mit Berückſichtigung 

er Verhältniſſe vom Finanzminiſterium nach freiem 


Ermeſſen beſtimmt (8 7 d 5 
ber 1892). (8 7 des Geſetzes vom 18. Septem- 


Fand ſpäter eine Vermehrung des dem inländi- 
chen Betrieb gewidmeten Teils des Einlagen- oder 
Obligationenkapitals ſtatt, ſo war von dem neu 
gewidmeten Kapital eine we itere Admiſſionsgebühr 


zu entrichten 10 0 
ber 1892). 8 des Geſetzes vom 18. Septem- 


8. Steuerſatz 


Die Gebühr betrug nach bisheri i 
5 gem Recht bei 
ung geſelſchalten Kommanditgeſellſchaften an: 
dr eſellſchaften mit beſchränkter Haftung 2 bis 

H., bei ſonſtigen Geſellſchaften rd. 2 v. H. 


T I 1 5 

e 2 v. H. Unter gewiſſen Vorausſetzungen 
899 f ſich der Steuerſatz auf 1 v. H. (Hinweis auf 
den Runderlaß des Reichs⸗ 


Finanzen vom 13. N 3% 
iffer 5 — 8 505576 III) ovember 1938 


Nach bi - 
Se eblsberigem Recht wurden bei Fuſionen 
die ſeinerzeit borungen in der Weiſe gewährt, daß 
Kommanditgeſeſlz der aufgelöſten Aktiengeſellſchaft, 
beſchränkter ft auf Aktien oder Geſellſchaft mit 
entſtehenden Gebe entrichteten Gebühren in die neu 
auf § 3 des Gef Aden eingerechnet werden (Hinweis 
vom 23. Janna vom 9. Juni 1927, durch Geſetz 
1938). Für die 36 verlängert bis 31. Dezember 
ſprechende St reichsdeutiche Steuer iſt eine ent- 
euervergünſtigung nicht vorgeſehen. 


9. Steuerſchuldner 

Steuerſchuldner iſt die Kapitalgeſellſchaft. Für 
die Steuer haften die jeweils beteiligten Geſellſchafter 
(Hinweis auf § 10 KVG). 


©. Die Wertpapierſteuer 


1. Das bisherige Recht 
Nach bisherigem Recht wurden vier verſchiedene 
Gebühren erhoben: 
a) die Darlehnsvertragsgebühr, 
b) die Stückgebühr, 
c) die Kotierungsgebühr und 
d) die Couponſtempelgebühr. 


Die Darlehnsvertragsgebühr beruhte 
auf Tarifpoſt 36 Ziffer 2 des Oſt. Gebührengeſetzes, 
§ 8b des Hit. Geſetzes vom 29. Februar 1864 (Dit. 
NGBl. Nr. 2011864) und § 1 des Geſetzes vom 
7. Januar 1920 (SdGu Nr. 31/1928). 


Die Stückgebühr beruhte auf 88 1 bis 4 und 
9 bis 11 des Sſt. Geſetzes vom 18. September 1892 
(Oſt. RGBl. Nr. 171/1892), § 120 Abſatz 3 des Oſt. 
Geſetzes vom 6. März 1996 über Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung (Oſt. RGBl. Nr. 58/1906), dem 
Geſetz vom 27. Mai 1919 (SdGu Nr. 304/1919) und 
§ 1 des Geſetzes vom 7. Januar 1920 (SdGu 
Nr. 31/1920). 

Die Kotierungsgebühr beruhte auf 88 6 
bis 8, 10 und 11 des Eſt. Geſetzes vom 18. Septem⸗ 
ber 1892 (Oſt. RGBl. Nr. 171/1892), § 120 Abſatz 3 
des Oſt. Geſetzes vom 6. März 1906 über Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung (Oſt. RGBl. Nr. 58/1906), 
dem Geſetz vom 27. Mai 1919 (SdGu Nr. 30411919) 
und 8 6 Buchſtabe e des Geſetzes vom 7. Januar 1920 
(SdGu Nr. 31/1920). 

Die Couponſtempelgebühr beruhte auf 
Tarifpoft 21 Ziffer 2d und Tarifpoſt 36, zweiter Ab⸗ 
ſatz nach Ziffer 2b des Gebührengeſetzes, Art. IV 
Ziffer e des Oſt. Geſetzes vom 10. Juli 1865 (Sſt. 
RGBl. Nr. 55/1865) und 8 117 Abſatz 3 des Oſt. Ge⸗ 
ſetzes vom 6. März 1906 über Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung (Oſt. RG Bl. Nr. 58/1906). 

Die Darlehnsvertragsgebühr entſpricht der reichs⸗ 
deutſchen Wertpapierſteuer für inländiſche Schuld⸗ 
verſchreibungen (Hinweis auf $ 11 Abſatz 1 Ziffer 1 
KVG), die Stückgebühr der reichsdeutſchen Wertpapier⸗ 
ſteuer für ausländiſche Wertpapiere (Hinweis auf 8 11 
Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 KVG). 

Dagegen kennt das reichsdeutſche Steuerrecht 
keine der Kotierungsgebühr und der Couponſtempel⸗ 
gebühr entſprechenden Steuern. 


2. Gegenſtand der Steuer 

a) Inländiſche Schuldverſchreibungen 
§ 11 Abſatz 1 Ziffer 1 RVG gemäß unterliegt der 

Wertpapierſteuer der Erwerb verzinslicher Forde⸗ 

ungsrechte gegen einen inländiſchen Schuldner durch 

den erſten Erwerber, wenn die Forderungsrechte in 

Schuldverſchreibungen verbrieft ſind. 

Die Entſtehung der Steuerſchuld iſt demnach 
davon abhängig, daß ein Forderungsrecht erworben 
wird. Als Steuertatbeſtand wird grundſätzlich das 
dingliche Geſchäft, d. h. der Erwerb des Eigentums 
an dem Wertpapier, in Betracht kommen. 
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Tarifpoſt 36 Ziffer 2 des Gebührengeſetzes gemäß 
waren Gegenſtand der Gebühr „andere Schuld- 
verſchreibungen“ (d. h. ſolche, die nicht über 
Vorſchüſſe auf Staats⸗ und andere Wertpapiere oder 
Waren erteilt wurden). Der Gebühr unterlagen ſowohl 
Schuldverſchreibungen, die auf den Überbringer laute⸗ 
ten, als auch ſolche, die nicht auf den Überbringer 
ausgeſtellt waren. 


Die Darlehnsvertragsgebühr war § 21 des 
Gebührengeſetzes gemäß vor der Ausſtellung der 
gebührenpflichtigen Urkunde zu entrichten. Bei Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen war die Gebühr vor Beginn ihrer 
Hinausgabe unmittelbar zu entrichten (Hinweis auf 
Tarifpoſt 36, erſter Abſatz nach Ziffer 2b des 
Gebührengeſetzes). 

Die reichsdeutſche Wertpapierſteuer gelangt alſo 
regelmäßig zeitlich ſpäter zur Entſtehung als die 
bisherige Darlehnsvertragsgebühr. 


b) Ausländiſche Wertpapiere 
§ 11 Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 KVG gemäß unter⸗ 
liegt der Steuer: 
1. der Erwerb verzinslicher Forderungen gegen einen 
ausländiſchen Schuldner, 
2. der Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer aus⸗ 
ländiſchen Kapitalgeſellſchaft 
auf Grund der erſten Veräußerung im Inland, wenn 
die Forderungsrechte bezw. die Geſellſchaftsrechte in 
Wertpapieren verbrieft ſind und die Wertpapiere ſich 
im Inland befinden. 


Die Steuerſchuld entſteht demnach nicht bereits 
mit der Einführung der Papiere in das Inland. 
ſondern erſt dann, wenn über die Wertpapiere nach 
ihrer Einbringung in das Inland erſtmalig im In⸗ 
land ein Veräußerungsgeſchäft abgeſchloſſen 
wird. 

Gegenſtand der Stückgebühr war die Ein⸗ 
bringung ausländiſcher Wertpapiere in das In⸗ 
land, wenn fie im Inland. übertragen, veräußert, zum 
Verkauf ausgegeben, wenn darauf Zahlungen geleiſtet 
oder wenn andere rechtsverbindliche Handlungen vor⸗ 
genommen werden ſollten (8 1 des Oſt. Geſetzes vom 
18. September 1892). 


Die Wertpapierſteuer gelangt alſo zeitlich ſpäter 
zur Entſtehung als die bisher in den ſudetendeutſchen 
Gebieten erhobene Stückgebühr. 


c) Austauſch von Wertpapieren 


Die Wertpapierſteuer wird rechtlich nicht ge⸗ 
ſchuldet, wenn umlaufende Schuldverſchreibungen gegen 
neue Schuldverſchreibungen ausgetauſcht werden, 
ohne daß ſich das den Schuldverſchreibungen zugrunde 
liegende urſprüngliche Rechtsverhältnis im Sinn des 
Kapitalverkehrſteuergeſetzes verändert. Das Rechts⸗ 
verhältnis, das in den alten Schuldverſchreibungen 
verbrieft iſt, ſetzt fich ſteuerlich in dem Rechtsverhältnis 
fort, deſſen Verbriefung die neuen Schuldverſchreibun⸗ 
gen darſtellen (Hinweis auf den Erlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 13. November 1938 — 
Ziffer 6b —, S 5055—76 III, RStBl. S. 1033). 

Nach bisherigem Recht wurde grundſätzlich in 
gleicher Weiſe verfahren. 


3. Schuldverſchreibungen 


Den Begriff der Schuldverſchreibungen beſtimmt 
§ 12 KVG. Nach dieſer Vorſchrift iſt u. a. erforderlich, 
daß in dem Wertpapier verzinsliche Forderungs⸗ 
rechte verbrieft ſind. Schuldverſchreibungen, die einen 
Anteil am Gewinn einer Kapitalgeſellſchaft, einer 
Perſonengeſellſchaft oder eines Einzelunternehmers 
verbriefen, ſind nicht als verzinsliche Schuldverſchrei⸗ 
bungen anzuſehen. 

§ 12 Abſatz 2 KVG gemäß ſtehen den Schuld⸗ 
verſchreibungen Rentenſchuldverſchreibungen und Zwi⸗ 
ſchenſcheine gleich. 

Schuldverſchreibungen im Sinn der bisherigen 
Vorſchriften über die Darlehnsvertragsgebühr waren 
nicht nur Wertpapiere, ſondern auch ſonſtige 
Verpflichtungsurkunden (Beiſpiel: Darlehnsurkunden). 
Die bisherigen Schuldverſchreibungen unterliegen alſo 
mit Wirkung ab 10. November 1938 zum Teil der 
Wertpapierſteuer (§ 11 Abſatz 1 Ziffer 1 KVG), zum 
Teil der Urkundenſteuer für Schulderklärungen 
(8 22 UrkStG). 

Für die bisherige Stückgebühr galten als Wert⸗ 
papiere: Aktien, Aktienanteilſcheine, Renten- und 
Teilſchuldverſchreibungen ausländiſcher Staaten, Kor⸗ 
porationen, Aktiengeſellſchaften oder induſtrieller 
Unternehmungen oder Interimsſcheine über Ein⸗ 
zahlungen auf ſolche Wertpapiere (8 1 des Geſetzes 
vom 18. September 1892). 

Im Gegenſatz zur reichsrechtlichen Regelung unter⸗ 
lagen der bisherigen Gebühr nicht nur verzinsliche, 
ſondern auch unverzinsliche Schuldverſchreibungen. 


4. Ausnahmen von der Beſteuerung 


A Auf die Ausführungen zur Geſellſchaftsſteuer 
wird Bezug genommen. Weitere Ausnahmen von der 
Beſteuerung ſind enthalten: 


1. im 8 25 AVDOB, 

2. in der Verordnung zur Vermeidung von Doppel- 
beſteuerungen auf dem Gebiet der Kapitalverkehr⸗ 
ſteuer im Verhältnis zur Freien Stadt Danzig vom 
27. 6. 1929 (RGBl. II S. 505). 


5. Steuerberechnung 
a) Nicht voll bezahlte Wertpapiere 


Nach reichsdeutſchem Steuerrecht iſt die Wert⸗ 
papierſteuer auch für nicht voll bezahlte Wertpapiere, 
bei denen nur Teilzahlungen geleiſtet ſind, ſofort in 
voller Höhe zu entrichten. Eine teilweiſe Ver⸗ 
ſteuerung entſprechend den geleiſteten Teilzahlungen 
findet nicht ſtatt. Dies gilt auch bei Zwiſchenſcheinen. 

Nach bisherigem Recht wurde die Stückgebühr bei 
teilweiſe eingezahlten Wertpapieren, wenn der Betrag 
der geleiſteten Einzahlung in dem Papier ausdrücklich 
angegeben war, nach dieſem Teilbetrag berechnet. 
Wurden weitere Teilzahlungen geleiſtet, ſo wurde die 
weitere Gebühr vom Betrag der neuen Einzahlung 
berechnet ($ 10 des St. Geſetzes vom 18. Septem- 
ber 1892). 


b) Schuldverſchreibungen 
§ 14 Abſatz 1 Ziffer 1 KV gemäß wird die 


Steuer beim Erwerb von Schuldverſchreibungen vom 
Nennbetrag der Schuldverſchreibung berechnet. 
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Nach bisherigem Recht war die Darlehnsvertrags⸗ 
gebühr vom Wert der dargeliehenen Sache (Tarif⸗ 
poſt 36 Ziffer 2 des Gebührengeſetzes), die Stückgebühr 
vom Nennwert des Wertpapiers, bei teilweiſe ein⸗ 
gezahlten Wertpapieren von dem entſprechenden Teil⸗ 
betrag (§ 2 des Geſetzes vom 18. September 1892) 
zu entrichten. Wurden Teilſchuldverſchreibungen aus⸗ 
gegeben, ſo wurden die auf die einzelnen Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen entfallenden Gebührenbeträge zu⸗ 
ſammengerechnet (Tarifpoſt 36, erſter Abſatz nach 
Ziffer 2 b). 


c) Geſellſchaftsrechte 
§ 14 Abſatz 1 Ziffer 2 KVG gemäß wird die 

Steuer beim Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer 

ausländiſchen Kapitalgeſellſchaft 

1. regelmäßig vom Erwerbspreis, 

2. vom Wert der Wertpapiere, wenn er den Erwerbs⸗ 
preis überſteigt, 

3. vom Nennbetrag der Wertpapiere, wenn er ſowohl 
den Erwerbspreis als auch den Wert der Wert- 
papiere überſteigt, 

berechnet. 


Bei nicht voll bezahlten Geſellſchaftsrechten wird 
dem Erwerbspreis (zu 1) oder dem Wert der Wert⸗ 
papiere (zu 2) der Betrag der ausſtehenden 
Einzahlungen hinzugerechnet. 


Nach bisherigem Recht war der Nen nb etrag 
der „Wertpapiere, bei teilweiſe eingezahlten Wert⸗ 
papieren der entſprechende Teilbetrag, maßgebend ($ 2 
des Geſetzes vom 18. September 1892). 


d) Ausländiſche Währung 


In ausländiſcher Währung ausgedrückte Beträge 
werden nach den für die Wechſelſteuer geltenden 
Vorſchriften umgerechnet ($ 14 Abſatz 2 KVG). Maß⸗ 
gebend iſt gegenwärtig die Verordnung vom 27. Juli 
1938 (Reichsminiſterialbl. S. 549, RStBl. S. 742). 


6. Steuerſatz 


= $ 15 Abſatz 1 KVG gemäß beträgt der Steuerſatz 
ei Schulöverfchreibungen % bezw. 1 v. H., bei Geſell⸗ 
F an ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften 


Nach bisherigem 
vertragsgebühr oe! 
einheitlich rd. 2 v. H. 


7. Steuerſchuldner 


ſchreisteuerſchuldner ift bei inländiſchen Schuldver⸗ 
reibungen der Ausgeber, bei ausländiſchen Wert⸗ 


papiere 


Ash „ten der erſte inländiſche Veräußerer ($ 16 Abjaß 1 


KVG). Für die Steuer haftet jeder Erwerber des 
Wertpapiers (8 16 Abſatz 2 KVG). 


= bisherige Sotierungsgebühr 
egenftand der bisherigen Kotierungsgebühr war 


Aten gend der Notierungsbewilligung von 
bungen „ klenanteilſcheinen oder Teilſchuldverſchrei⸗ 
= an einer tſchecho⸗ſlowakiſchen Börſe. 
R Gebühr wurde vom Wert des in Verkehr ge⸗ 
he oder au bringenden Aktien⸗ oder Obligationen⸗ 
dem di, srechnet. Die Höhe des Kapitalbetrags, nach 
rc > Gebühr zu berechnen war, wurde unter Be⸗ 
ſtimmt gung der Verhältniſſe vom Finanzminiſter be⸗ 


Recht betrug die Darlehns⸗ 
bis 2 v. H., die Stückgebühr 


Der Gebührenſatz betrug bei Obligationen 1 bis 2 
v. H., bei Aktien je nach dem Wert des zuzulaſſenden Ka⸗ 
pitals 2 bis 6 v. H. 

Die Kotierungsgebühr iſt § 2 Abſatz 1 Ziffer 1 
EinfVO gemäß außer Kraft getreten. 


9. Die bisherige Couponſtempelgebühr 

Gegenſtand der bisherigen Couponſtempelgebühr 
waren Coupons von Schuldverſchreibungen und von 
Aktien (Tarifpoſt 11 Ziffer 2d des Gebührengeſetzes). 
Die Gebühr wurde, insbeſondere bei Aktien, grundſätz⸗ 
lich nur erhoben, wenn Coupons ausgeſtellt waren. 
Schuldſcheine, die auf den Überbringer lauteten, unter⸗ 
lagen jedoch auch dann der Couponſtempelgebühr, wenn 
fie ohne Coupons ausgegeben wurden (Tarifpoſt 36, 
zweiter Abſatz nach Ziffer 2 b des Gebührengeſetzes). 

Die Gebühr wurde von dem Betrag berechnet, über 
den jeweils die Coupons lauteten oder der jeweils aus⸗ 
gezahlt wurde. 

Die Gebühr war nach der Geſamtzahl der Coupons 
zur jedesmaligen Verfallzeit der Coupons zu entrichten. 

Der Gebührenſatz betrug rd. 1 v. H. 

Die Couponſtempelgebühr iſt durch § 2 Abſatz 1 
Ziffer 1 EinfBO außer Kraft geſetzt worden. 


D. Die Börſenumſatzſteuer 
1. Das bisherige Recht 
Der Börſenumſatzſteuer entſpricht die bisherige 
Effektenumſatzſteuer (EffümſSt). Die Rechts⸗ 
grundlage für die Effektenumſatzſteuer bildete das Ge⸗ 
ſetz vom 17. Februar 1921, betreffend die Effektenumſatz⸗ 
feuer (SdGu Nr. 85/1921). 


2. Gegenſtand der Steuer 
a) Der Grund ſatz 


Der Börſenumſatzſteuer unterliegt der Abſchluß von 
Anſchaffungsgeſchäften über Wertpapiere 
(8 17 Abſatz 1 KVG). Anſchaffungsgeſchäfte find entgelt⸗ 
liche Verträge, die auf den Erwerb des Eigentums an 
Wertpapieren gerichtet find ($ 18 Abſatz 1 KVG). 
Gegenſtand der Effektenumſatzſteuer waren alle an der 
Börſe und außerhalb derſelben geſchloſſenen Geſchäfte 
mit Wertpapieren ($ 1 Abſatz 1 EffUmſStcß). Die 
Steuer war demnach ſowohl nach reichsdeutſchem Recht 
als auch nach bisherigem Recht nicht erſt für das Über- 
tragungsgeſchäft, ſondern bereits für das Verpflichtungs⸗ 
geſchäft zu entrichten. 

Die Anſchaffungsgeſchäfte müſſen auf den Erwerb 
des Eigentums gereichtet ſein. Die Verpfändung 
von Wertpapieren unterliegt der Steuer nicht, wohl aber 
die Sicherungsübereignung, wenn dem Erwerber eine 
bedingte Verwertungsmöglichkeit eingeräumt wird. Auch 
andere Geſchäfte, die den Erwerber berechtigen, wie ein 
Eigentümer über die Wertpapiere zu verfügen, löſen die 
Steuerpflicht aus. 

b) Wertpapiere 

§ 19 Abſatz 1 KVG gemäß gelten als Wertpapiere 
a) Schuldverſchreibungen im Sinn des § 12 KVG, 

b) Dividendenwerte. N 

819 Abſatz 2 KVG gemäß gelten als Dividen⸗ 
denwerte Aktien, Kuxe und andere Anteile an in⸗ 
ländiſchen und ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften, Zerti⸗ 
fikate über Shares, Aktienanteile und Genußſcheine (ein; 
ſchließlich der Zwiſchenſcheine über dieſe Werte). 
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Der Vörſenumſatzſteuer unterliegt demnach ein feſt ⸗ 
beſtimmter Kreis von Werten. Nicht alle Urkunden, 
die im Rechtsverkehr als Wertpapiere angeſehen werden, 
ſind Wertpapiere im Sinn des § 19 KVG (Beiſpiel: 
Wechſel). 

Anderſeits werden über „Anteile an inländiſchen 
und ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften“ nicht regel⸗ 
mäßig Wertpapiere ausgeſtellt. Der Steuer unter⸗ 
liegen demnach auch Anſchaffungsgeſchäfte über Werte, 
bei denen Wertpapiere nicht vorhanden ſind (Bei⸗ 
ſpiel: Anſchaffungsgeſchäfte bei Anteilen an Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung). 

Das bisher in den ſudetendeutſchen Gebieten gel⸗ 
tende Recht enthielt über den Begriff der Wertpapiere 
keine nähere Erläuterung. Als Wertpapiere im 
Sinn des Effektenumſatzſteuergeſetzes mußten deshalb 
grundſätzlich alle Urkunden gelten, die im Rechtsverkehr 
als Wertpapiere angeſehen wurden. § 5 EifUmiSt& 
gemäß waren bei Wertpapieren, bei denen eine Be⸗ 
ſteuerung nicht angezeigt erſchien (Beiſpiele: Wechſel 
und kaufmänniſche Anweiſungen), Befreiungsvor⸗ 
ſchriften getroffen. 

Der bisherigen Effektenumſatzſteuer unterlagen An⸗ 
ſchaffungsgeſchäfte über Anteile an inländiſchen oder 
ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften nur, ſoweit Wert⸗ 
papiere ausgeſtellt waren. Demnach war insbeſondere 
bei Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
die Abtretungsgebühr zu entrichten (Hinweis 
auf Tarifpoſt 32 des Gebührengeſetzes), während ab 
10. Noventber 1938, wie bereits erwähnt, die Börſen⸗ 
umſatzſteuer zu erheben iſt. 

Eine Abweichung zum bisherigen Recht beſteht auch 
bei un verzinslichen Schuldverſchreibungen. Un⸗ 
verzinsliche Schuldverſchreibungen ſind nicht als Wert⸗ 
papiere im Sinn des $ 19 KVG anzuſehen (Himveis 
auf § 12 Abſatz KVG), jo daß eine Börſenumſatzſteuer 
nicht zu erheben iſt. Nach bisherigem Recht waren auch 
unverzinsliche Schuldverſchreibungen grundſätzlich der 
Effektenumſatzſteuer unterworfen. 


c) Auslandsgeſchäfte 

Der Steuer unterliegen auch Geſchäfte, die unter 
Beteiligung wenigſtens eines Inländers im Ausland ab⸗ 
geſchloſſen werden ($ 17 Abſatz 1 KVG). 

Für das bisherige Recht beſtand die gleiche Rege⸗ 
lung ($ 4 EffUmſStG). 


d) Privatgeſchäfte 

Nach reichsdeutſchem Steuerrecht unterliegen der 
Steuer nicht nur Händlergeſchäfte, ſondern auch Kunden⸗ 
geſchäfte und Privatgeſchäfte (Hinweis auf 8 23 KVG). 
Auch nach bisherigem Recht waren Privatgeſchäfte ſteuer⸗ 
pflichtig. Von der Beſteuerung ausgenommen 
waren jedoch Geſchäfte, die ohne Beteiligung oder Ver⸗ 
mittlung eines Handelsmaklers oder eines ſonſtigen be⸗ 
rufsmäßigen Vermittlers uſw. abgeſchloſſen wurden und 
bei denen die Steuergrundlage 20 000 Kronen nicht 
überſtieg ($ 6 Ziffer a, § 14 Abſatz 2 Eff UmſStG). Im 
reichsdeutſchen Steuerrecht iſt eine entſprechende Aus⸗ 
nahmevorſchrift nicht enthalten. 


e) Prolongationgeſchäfte 

Nach bisherigem Recht waren prolongierte Geſchäfte 
ebenſo wie urſprüngliche zu verſteuern (8 1 Abſatz 2 
EffUmſStG). 


§ 28 Abſatz 1 KVG gemäß ſind Prolongationsge⸗ 
ſchäfte nur dann als Anſchaffungsgeſchäfte anzuſehen, 
wenn die Verlängerung unter veränderten Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen jtattfindet. Dies gilt insbeſondere 
dann, wenn das Entgelt in einer Vergütung für die Pro⸗ 
longation, einer beſonderen Zinsvergütung oder einer 
Erhöhung des Zinsfußes beſteht. 
1) Kompenſationsgeſchäfte 

§ 30 KG gemäß iſt eine Zuſatzſteuer zu entrichten, 
wenn ein Makler an dem gleichen Tag eine Ankaufs⸗ 
und eine Verkaufskommiſſion über Wertpapiere durch 
Selbſteintritt ausführt. 

Nach bisherigem Recht wurde eine derartige Steuer 
nicht erhoben. 
3. Aufhebung des Anſchaffungsgeſchäfts 

Nach reichsdeutſchem Recht iſt die Aufhebung des 
Anſchaffungsgeſchäfts durch Vereinbarung der Parteien 
auf die Verpflichtung zur Entrichtung der Steuer ohne 
Einfluß (Hinweis auf den Runderlaß des Reichsmini⸗ 
ſters der Finanzen vom 13. November 1938 — Ziffer 9 
Abſatz 1 —, S 5055 — 76 III). War das Geſchäft be⸗ 
reits ausgeführt, ſo unterliegt die Aufhebung dieſes Ge⸗ 
ſchäfts einer nochmaligen Steuer. 

Nach bisherigem Recht trat bei Aufhebung (Stor- 
nierung) eines Geſchäfts unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 
gen Steuerbefreiung ein (§S 3 EffUmſStG). 


4. Entſtehung der Steuerſchuld 


§ 3 EffUmſStG gemäß entſteht der Anſpruch des 
Staates auf die Steuer mit Abſchluß des Geſchäfts. Für 
die Börſenumſatzſteuer beſteht eine entſprechende Vor⸗ 
ſchrift nicht. Das Geſetz führt nur die Rechtsvorgänge 
an, die der Steuer unterliegen. Die Steuerſchuld ent⸗ 
ſteht, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das 
Geſetz die Steuer knüpft (Hinweis auf $ 3 Abſatz 1 
StAnpG). 


5. Ausnahmen von der Beſteuerung 
a) Perſönliche Befreiungen 

§ 20 KVG enthält nur ſachliche Ausnahmen von 
der Beſteuerung. 

Persönliche Befreiungen beſtehen nicht. Alle An⸗ 
ſchaffungsgeſchäfte ſind grundſätzlich ohne Rückſicht auf 
die Perſon der Beteiligten zu verſteuern. Der Börſen⸗ 
umſatzſteuer unterliegen insbeſondere auch Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte, an denen das Deutſche Reich, ein Deutſches 
Land oder die Reichsbank als Veräußerer oder Erwer⸗ 
ber beteiligt ſind (Hinweis auf den Runderlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 13. November 1938 
— Ziffer 12a Abſatz 1 — 8 5055 — 76 III). 

§ 7 EffumſStG gemäß kannte das bisherige Recht 
auch perſönliche Befreiungen. 


b) Erſterwerb von Wertpapieren 

§ 20 Ziffer 1 KVG gemäß find Geſchäfte, die die 
Zuweisung von Wertpapieren an den Erſter werber 
zum Gegenſtand haben, von der Beſteuerung ausge⸗ 
nommen. 

Die gleiche Vorſchrift beſtand nach bisherigem Recht 
($ 6 Ziffer e EffUMjSt®). Jedoch erſtreckte ſich die 
Befreiung unter Umſtänden auch auf die Übertragung 
von Wertpapieren von einem Konſortium als Erſt⸗ 
erwerber an deſſen Mitglieder. Nach reichsdeutſchem 
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Steuerrecht liegt ein Erſterwerb nur dann nicht vor, 


wenn das Konſortium lediglich als Vermittler tätig 
wird. 


e) Darlehen 

ſtalten 

8 6 Ziffer f EffUmiSt& gemäß war ſowohl die Ge⸗ 
währung von Darlehen durch Ausgebung von Pfand⸗ 
briefen als auch die gleichzeitige Erwerbung dieſer Pfand⸗ 
briefe ſeitens der Hypothekarkreditanſtalten ſteuer⸗ 
frei. Auch die Rückzahlung ſolcher Darlehen in Pfand⸗ 
briefen derſelben Gattung unterlagen keiner Steuer. 

Nach reichsdeutſchem Steuerrecht iſt für dieſe Ge⸗ 
ſchäfte, ſoweit kein Erſterwerb im Sinn des 8 20 Zif⸗ 
fer 1 KG vorliegt, die Börſenumſatzſteuer zu entrich⸗ 
ten (Hinweis auf den Runderlaß des Reichsminiſters 
der Finanzen vom 13. November 1938 — Ziffer 12 6 —, 
S 5055 — 76 III). 


d) Tauſchgeſchäfte 

8 6 Ziffer b EffUmſStcz gemäß tft der Umtauſch 
einzelner Stücke der gleichen Gattung ſteuerfrei, wenn er 
unentgeltlich oder gegen eine Gebühr erfolgt, die einen 
RR Verordnungsweg feſtzuſetzenden Betrag nicht über 
teigt. 
8 2 Abſatz 2 KVG gemäß iſt ein Tauſchgeſchäft 
über Wertpapiere der gleichen Gattung (Hinweis auf 
8 74 KBDB) nur dann von der Beſteuerung ausgenom⸗ 
men, wenn der Austauſch Zug um Zug ohne andere 
Gegenleiſtung geſchieht (Hinweis auf den Runderlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 13. November 1938 
— Ziffer 16 —, S 5055 — 76 III). 


der Hypothekarkreditan⸗ 


6. Steuerberechnung 


Die Steuer wird regelmäßig vom vereinbarten 
Preis berechnet. Wird ein Preis nicht vereinbart, ſo 
iſt der mittlere Börjen- oder Marktpreis maßgebend. 
Fehlt es ſowohl an einer Preisvereinbarung als auch an 
einem Börjen- oder Marktpreis, jo wird die Steuer vom 
Wert des Wertpapiers berechnet (Hinweis auf 
KVG). 

Nach bisherigem Necht galt im weſentlichen die 
gleiche Regelung (Hinweis auf 8 8 EffUmſStG). 

5 Bei Anſchaffungsgeſchäften über nicht voll bezahlte 
Namensaktien iſt die Börſenumſatzſteuer lediglich vom 
Betrage der geleiſteten Einzahlung zu berechnen. Bei 
Anſchaffungsgeſchäften über nicht voll bezahlte Inhaber⸗ 
a iſt dagegen der Berechnung der Steuer regelmäßig 
a Nennwert der Aktien einſchließlich eines etwaigen 
Entgeldes ohne Rückſicht auf die Höhe der geleiſteten 
e zugrunde zu legen (Hinweis auf die 
ale des Reichsminiſters der Finanzen vom 
5 „Auguſt 1929, S 5140 —858 III, und vom 13. Novem⸗ 

er 1938 — Ziffer 13 —, S 5055—76 III). 


7. Steuerſatz 


1 5 22 NBG gemäß beträgt der Steuerſatz 0,4 bis 
155 T., bei Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränk⸗ 
8 Haftung 5 v. T. Händlergeſchäfte, auch jo- 
veit ſie außerhalb der Börſe abgeſchloſſen werden, er⸗ 
fordern regelmäßig nur die halbe Steuer. 

Nach bisherigem Recht betrug die Steuer 0,1 bis 
0,5 v. T. ($ 22 EffumſStch). Für die an der Börſe 
zwiſchen Kuliſſiers geſchloſſenen Geſchäfte war die 
Steuer auf die Hälfte herabgeſetzt (§ 7 Ziffer b 
EffUmſStgh). 


8. Steuerſchuldner 

8 25 KVG gemäß find Steuerſchuldner die Vertrags- 
teile als Geſamtſchuldner. 

Die Reihenfolge, in der die Steuerſchuldner 
zur Entrichtung der Steuer verpflichtet ſind, regelt § 50 
K VDB. 

Durch Runderlaß vom 23. Dezember 1927, III Ro 
2265, hat der Reichsminiſter der Finanzen angeordnet, 
daß bei Nichteinhaltung der Zahlungstermine im Ab⸗ 
rechnungsverfahren die Einziehungsmaßnahmen gegen 
den in erſter Linie zur Zahlung Verpflichteten derart 
beſchleunigt werden, daß etwa notwendig wer⸗ 
dende Steuerbeſcheide dem in zweiter Linie zur Zahlung 
Verpflichteten ſpäteſtens 6 Monate vom Ende des Abrech⸗ 
nungszeitraums an gerechnet, in dem die Steuer fällig 
geworden iſt, zugeſtellt werden können. Mit Rückficht 
auf die Härten, die ſich aus einer |päteren Inanſpruch⸗ 
nahme des in zweiter Linie zur Zahlung Verpflichteten 
ergeben, hat ſich der Reichsminiſter der Finanzen damit 
einverſtanden erklärt, daß nach Ablauf dieſer Friſt von 
ſechs Monaten Steueranſprüche gegen die in zweiter 
Linie zur Zahlung der Steuer verpflichteten Händler 
regelmäßig nicht mehr geltend gemacht werden (Bin 
weis auf die Runderlaſſe des Reichsminiſters der Finan⸗ 
zen vom 27. Auguſt 1929, 8 5140 — 858 III, und vom 
13. November 1938, S 5055 — 76 III. 


E. Verhältnis der Kapitalverkehrſteuern zueinander und 
zu anderen Steuern 


1. Geſellſchaftſteuer, Wertpapierſteuer und Börſenum⸗ 
ſatzſteuer 
Geſellſchaftſteuer, Wertpapierſteuer und Börſenum⸗ 
ſatzſteuer können ne beneinander erhoben werden 
(Hinweis auf § 35 KVG). 


2. Geſellſchaftſteuer und Grunderwerbſteuer 

Nach bisherigem Recht war neben der Grunderwerb⸗ 
ſteuer eine Geſellſchaftſteuer nicht zu entrichten (Anm. 4 
der Tarifpoſt 55 des Gebührengeſetzes). Nach reichs 
deutſchem Steuerrecht können, wie bereits ausgeführt, 
Geſellſchaftſteuer und Grunderwerbſteuer nebene 1 ne 
ander erhoben werden. 8 19a GrE® gemäß ermäßigt 
ſich jedoch der Steuerſatz für die Grunderwerbſteuer auf 
2 v. H. 
3. Börſenumſatzſteuer und Grunderwerbſteuer 

8 3 Gréc gemäß iſt die Grunderwerbſteuer zu ent⸗ 
richten, wenn alle Anteile einer Perſonenvereinigung, 
zu deren Vermögen Grundſtücke gehören, in der Hand 
eines Teilhabers vereinigt werden oder wenn ſie, nach⸗ 
dem ſie in der Hand eines Teilhabers vereinigt ſind, 
auf einen anderen übertragen werden. Die Verpflichtung 
zur Übertragung der Anteile unterliegt, ſoweit es ſich 
um Wertpapiere handelt, gleichzeitis der Börſen⸗ 
umſatzſteuer. Grunderwerbſteuer und Borſenumſatz⸗ 
ſteuer werden alſo nebeneinander erhoben. 


4. Kapitalverkehrſteuern und Umſatzſteuer 

8 4 Ziffer 9 UStG gemäß ſind Umſätze, die unter 
die Vorſchriften über die Geſellſchaftſteuer fallen, von 
der Umſatzſteuer befreit. Das gleiche gilt für Umſätze 
von Wertpapieren und Anteilen an Geſellſchaften und 
ſonſtigen Vereinigungen (8 4 Ziffer 8 UStG). Neben 
den Kapitalverkehrſteuern wird alſo eine Umſatzſteuer 
nicht erhoben. 
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5. Kapitalverkehrſteuern und Urkundenſteuer 

8 4 Abſatz 1 Ziffer 7 UrkStG gemäß iſt ein Rechts⸗ 
vorgang, der unter das Kapitalverkehrſteuergeſetz fällt, 
von der Urkundenſteuer ausgenommen. Neben 
den Kapitalverkehrſteuern iſt alſo eine Urkundenſteuer 
nicht zu entrichten. 


F. Die Einführungsverordnung (EinfVO) 
1. Die grundſätzliche Regelung 

Die Einführung des Kapitalverkehrſteuergeſetzes in 
den ſudetendeutſchen Gebieten § 1 Ziffer 1 Einf VO ge⸗ 
mäß hat zur Folge, daß mit Wirkung ab 10. November 
1938 auch in den ſudetendeutſchen Gebieten für alle 
Rechtsvorgänge, die unter das Kapitalverkehrſteuergeſetz 
fallen, die Kapitalverkehrſteuern zu entrichten 
ſind. 

8 2 Abſatz 1 Ziffer 1 EinfVO gemäß find die bis⸗ 
herigen ſtaatlichen Gebühren, die in Form von Stem⸗ 
peln entrichtet oder von ſtaatlichen Finanzbehörden er⸗ 
hoben wurden, mit Ausnahme des Spielkartenſtempels, 
mit Ablauf des 9. November 1938 außer Kraft geſetzt 
worden. Damit ſind nicht nur die Gebühren, die reichs⸗ 
deutſchen Steuern entſprechen, insbeſondere die Geſell⸗ 
ſchaftsvertragsgebühr, die Admiſſionsgebühr, die Dar⸗ 
lehnsvertraggebühr und die Stückgebühr, ſondern auch 
die Gebühren, für die entſprechende Reichsſteuern nicht 
beſtehen, insbeſondere die Kotierungsgebühr und die 
Couponſtempelgebühr, außer Kraft getreten. Die 
Effektenumſatzſteuer iſt durch 8 2 Abſatz 1 Ziffer 2 
EinfVO außer Kraft geſetzt worden. Vom 10. Novem⸗ 
ber 1938 ab können auf Grund der außer Kraft geſetz⸗ 
ten Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten Ge⸗ 
bühren und Steuern nicht mehr neu entſtehen. Die auf 
Grund dieſer Vorſchriften vor dem 10. November 1938 
entſtandenen Gebühren und Steuern werden nach wie 
bor geſchuldet. 

§ 2 Abſatz 2 EinfVO gemäß iſt eine Steuer nach 
reichsrechtlichen Vorſchriften nicht mehr zu erheben, 
wenn ein Rechtsvorgang oder eine Urkunde nach dem 
Kapitalverkehrſteuergeſetz zu verſteuern iſt, der Rechts⸗ 
vorgang, ſeine Beurkundung oder die Beurkundung 
des ihm zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts aber nach 
den bisher in den ſudetendeutſchen Gebieten geltenden 
Vorſchriften der Beſteuerung unterworfen oder von der 
Beſteuerung ausgenommen war. Dieſe Vorſchrift hat 
den Zweck, Doppelbeſteuerungen zu vermeiden, die ohne 
die Einführung der Kapitalverkehrſteuern nicht einge⸗ 
treten wären. 

2. Geſellſchaftſteuer 

Infolge der Einführung der Geſellſchaftſteuer 
in den ſudetendeutſchen Gebieten ſind ſudeten⸗ 
ländiſche Niederlaſſungen reichsdeutſcher Kapi⸗ 
talgeſellſchaften ab dem 10. November 1938 als inlän⸗ 
diſche Niederlaſſungen inländiſcher Kapitalgeſellſchaften 
anzuſehen. Eine Geſellſchaftſteuer $ 2 Ziffer 5 KVG ge- 
mäß kann deshalb nicht entſtehen. Eine etwaige Admiſ⸗ 
ſionsgebühr, die auf Grund der bisherigen Vorſchriften 
vor dem 10. November 1938 zur Entſtehung gelangte, 
wird, wie bereits ausgeführt, nach wie vor geſchuldet. 

Darlehen, die vor dem 10. November 1938 durch 
einen Geſellſchafter an eine ſudetenländiſche Kapitalge⸗ 
ſellſchaft gewährt wurden, unterliegen nicht der Geſell⸗ 
ſchaftſteuer des $ 8 KVG, ſoweit der Tatbeſtand dieſer 
Vorſchrift bereits vor dem 10. November 1938 einge⸗ 


treten wäre, wenn das Kapitalverkehrſteuergeſetz ſchon 
früher in den ſudetendeutſchen Gebieten gegolten hätte. 
Möglich iſt aber, daß zwar das Darlehen bereits 
vor dem 10. November 1938 hingegeben wurde, die 
weiteren Vorausſetzungen des §3 KVG aber erſt nach 
dem 9. November 1938 eintreten. In dieſem Fall iſt die 
reichsdeutſche Geſellſchaftſteuer zu entrichten. Wurde 
das Darlehen vor dem 10. November 1938 gewährt und 
war die VDarlehnsgewährung auf Grund der bisherigen 
Vorſchriften der Darlehnsvertragsgebühr (Tarifpoſt 36 
Ziffer 2 b des Gebührengeſetzes) unterworfen oder von 
ihr ausgenommen, ſo wird die Geſellſchaftſteuer 8 2 Ab⸗ 
ſatz 2 EinfVO gemäß nicht erhoben. 
Beiſpiel A: 
Einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung wurde am 
15. Auguſt 1988 von einem ihrer Geſellſchafter ein 
Darlehen gewährt. über die Darlehensgewährung 
wurde am 15. Auguſt 1938 eine Urkunde ausgeſtellt. 
Die weiteren Vorausſetzungen des $ 3 KVG traten 
am 15. November 1988 ein. 

Der Vorgang vom 15. Auguſt 1938 unterliegt, 
da eine Darlehnsurkunde ausgeſtellt wurde, Tarif⸗ 
poſt 36 Ziffer 2 b des Gebührengeſetzes gemäß der 
Darlehnsvertragsgebühr. Die Geſellſchaftſteuer wird 
deshalb § 2 Abſatz 2 EinfVO gemäß nicht erhoben. 

Möglich iſt auch, daß während der Übergangszeit 
ſowohl die reichsdeutſche Geſellſchaftſteuer als auch die 
Geſellſchaftsvertragsgebühr oder die Ad⸗ 
miſſionsgebühr zur Entſtehung gelangt. Dies iſt 
der Fall, wenn nach dem derzeit in den ſudetendeutſchen 
Gebieten geltenden Recht die bisherigen Gebühren zeit⸗ 
lich früher zu entrichten waren als die reichsdeutſche Ge⸗ 
ſellſchaftſteuer. In derartigen Fällen wird 8 2 Abſatz 2 
EinfVO gemäß die Geſellſchaftſteuer ebenfalls nicht er⸗ 
hoben. 

Beiſpiel B: 
Durch Geſellſchaftsvertrag vom 15. Auguſt 1938 wird 
eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung mit dem 
Sitz in Reichenberg errichtet. Die Eintragung im 
Handelsregiſter findet am 15. November 1938 ſtatt. 

Die Geſellſchaftsvertragsgebühr gelangt vor dem 
10. November 1938 zur Entſtehung. Sie iſt in der 
bisherigen Weiſe zu entrichten. Die Geſellſchaftſteuer 
wird § 2 Abſ. 2 EinfVO gemäß nicht erhoben. 

Beiſpiel C: 
Eine ſchweizeriſche Kapitalgeſellſchaft errichtete in 
Reichenberg eine Niederlaſſung. Der Geſchäftsbetrieb 
begann am 1. November 1938. Das Anlage- und Be⸗ 
triebskapital wird der Niederlaſſung am 15. Novem⸗ 
ber 1938 zugeführt. 

Die Admiſſionsgebühr entſtand vor dem 10. No- 
vember 1938, die Geſellſchaftſteuer dagegen erſt am 
15. November 1938. § 2 Abſatz 2 EinfVO gemäß wird 
die Geſellſchaftſteuer auch in dieſem Fall nicht erhoben. 

Beiſpiel D: 
Wie Beiſpiel C. Jedoch wird die Niederlaſſung nicht 
von einer ſchweizeriſchen, ſondern einer reichsdeutſchen 
Kapitalgeſellſchaft errichtet. 

Zur Entſtehung gelangt nur die Admiſſionsge⸗ 
bühr. Die reichsdeutſche Geſellſchaftſteuer entſteht 
nicht, weil die ſudetendeutſchen Gebiete am 15. No⸗ 
vember 1938 bereits als Inland zu behandeln ſind, 
ſo daß § 2 Ziffer 5 KVG nicht mehr anwendbar iſt. 
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Wie bereits ausgeführt, war die Geſellſchaftsver⸗ 
tragsgebühr nach bisherigem Recht, ſoweit nicht Aktien⸗ 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung in Betracht 
kamen, auch bei nicht voll bezahltem Kapital von vorn⸗ 
herein in voller Höhe zu entrichten, während die reichs⸗ 
deutſche Geſellſchaftſteuer nur geſchuldet wird, ſoweit 
Einzahlungen auf das Kapital ſtattfinden. Unterlag ein 
Geſellſchaftsvertrag nach bisherigem Recht in voller Höhe 
des Kapitals der Geſellſchaftsvertragsgebühr, ſo wird 
für Teilzahlungen, die nach dem 9. November 
1938 ſtattfinden, § 2 Abſatz 2 EinfVO gemäß eine Ge⸗ 
ſellſchaftſteuer nicht erhoben. 


3. Wertpapierſteuer 

Die Einführung der Wertpapierſteuer hat zur Folge, 
daß ſudetenländiſche Wertpapiere, d. h. Wertpapiere, die 
in den ſudetendeutſchen Gebieten vor dem 10. November 
1938 ausgeſtellt wurden, ab dem 10. November 1938 im 
Altreichsgebiet nicht mehr als aus ländiſche Wert⸗ 
papiere anzuſehen ſind. Dies gilt ſowohl für Schuld⸗ 
verſchreibungen als auch für Wertpapiere über Geſell⸗ 
ſchaftsrechte an Kapitalgeſellſchaften (Beiſpiel Aktien). 
Bei ſudetenländiſchen Schuldverſchreibungen iſt aller⸗ 
dings auch nach dem 10. November 1938 eine Wert⸗ 
papierſteuer möglich, regelmäßig wird aber ein Erſt⸗ 
erwerb im Sinn des § 11 Abſatz 1 Ziffer 1 KVG nicht 
vorliegen. Bei Wertpapieren über Geſellſchaftsrechte an 
ſudetenländiſchen Kapitalgeſellſchaften kommt ab dem 
10. November 1938 eine Wertpapierſteuer nicht mehr 
in Betracht, da § 11 Abſatz 1 Ziffer 3 KVG nicht inlän⸗ 
diſche, ſondern nur ausländiſche Wertpapiere betrifft. 

Die Wertpapierſteuer iſt nur einmal zu erheben. 
Bei ausländiſchen Wertpapieren, die bereits im Altreich 
der Wertpapierſteuer unterlagen, iſt deshalb auch in den 
ſudetendeutſchen Gebieten nach dem 9. November 1938 
eine nochmalige Beſteuerung nicht möglich. 

Beiſpiel E: 
Eine ſchweizeriſche Schuldverſchreibung wurde ſeit 
dem 1. Juli 1988 im Altreich aufbewahrt und am 
15. Juli 1938 erſtmalig im Inland veräußert. Am 
15. November 1938 wurde das Wertpapier in die ſu⸗ 
detendeutſchen Gebiete eingeführt. Am 20. November 
1992 fand dort ein weiterer Veräußerungsvorgang 
att. 

Der Vorgang vom 15. Juli 1938 unterliegt der 
Wertpapierſteuer. Dagegen iſt der Vorgang vom 
20. November 1938 nicht nochmals der Wertpapier⸗ 
ſteuer unterworfen. 

Anderſeits unterliegen ausländiſche Wertpapiere 
nach dem 9. November 1938 auch dann der Wert⸗ 
papierſteuer, wenn ein früherer Vorgang einer ent- 
ſprechenden Gebühr des bisherigen Rechts unterworfen 
de bon ihr ausgenommen war. Dies gilt insbeſon⸗ 
ech tſchecho· ſlowakiſche Wertpapiere. Dabei iſt un⸗ 
1 lich, ob ſich die Wertpapiere am 10. November 1938 
5 Ausland (3. B. im jetzigen Gebiet der Tſchecho⸗ 
Slowakei), in den ſudetendeutſchen Gebieten oder im Alt⸗ 
reich befanden. 

Eine Ausnahme iſt im Erlaß des Reichsmini⸗ 
ſters der Finanzen vom 13. November 1938 — Bil 
fer 60 —, S 5055—76 III, vorgeſehen. Nach dieſem 
Erlaß iſt die Wertpapierſteuer 8 131 AO gemäß in den 
Fällen zu erlaſſen, in denen der Veräußerer die Wert⸗ 
papiere vor dem 10. November 1938 auf Grund einer 


Veräußerung in den ſudetendeutſchen Gebieten erworben 

hat. 

Beiſpiel F: 
Ein ausländiſches Wertpapier wurde am 15. Mai 
1938 vom Ausland in das Sudetenland eingeführt, 
dort am 20. Mai 1938 von einem Sudetendeutſchen A 
erworben, dort aufbewahrt und am 15. November 
1938 an einen Sudetendeutſchen B veräußert. 

Der Vorgang vom 15. Mai 1938 unterliegt der 
bisherigen Admiſſionsgebühr, der Rechtsvorgang vom 
15. November 1938 der reichsdeutſchen Wertpapier 
ſteuer. Die Wertpapierſteuer wird nach dem Erlaß 
vom 13. November 1938 $ 131 AD gemäß aus Billig 
keitsgründen nicht erhoben. 

Beiſpiel G: ) 
Ein tſchecho⸗ſlowakiſches Wertpapier, das am 15. Juli 
1938 in Prag durch Vertrag mit dem erſten Inhaber 
von einem Sudetendeutſchen erworben wurde, wird 
am 15. Auguſt 1938 vom Erwerber ins Sudeten⸗ 
land eingeführt, dort aufbewahrt und am 30. Novem- 
ber 1938 veräußert. 

Der Rechtsvorgang vom 30. November 1938 
unterliegt der reichsdeutſchen Wertpapierſteuer. Oer 
Erlaß vom 18. November 1988 findet keine An⸗ 
wendung, weil das Wertpapier nicht in den ſu⸗ 
detendeutſchen Gebieten erworben wurde. 

Beiſpiel H: 
Ein ausländiſches Wertpapier wurde am 10. Juni 
1938 vom Ausland in das Sudetenland eingeführt, 
dort am 15. Juni 1938 von einem Sudetendeutſchen & 
erworben, am 15. Auguſt 1938 ins Ausland ber- 
äußert, von dort am 15. November 1938 erneut ins 
Sudetenland eingeführt und dort am 20. November 
1938 von einem Inländer Y erworben. j 

Die Einführung des Wertpapiers in das ſudeten⸗ 
deutſche Gebiet am 10. Juni 1938 war nach bisheri⸗ 
gem Recht gebührenpflichtig. Der Rechtsvorgang vom 
20. November 1938, durch den Y das Wertpapier er» 
wirbt, iſt § 11 Abſatz 1 Ziffer 2 KVG gemäß der 
Wertpapierſteuer unterworfen. Der Erlaß vom 
13. November 1938 iſt nicht anzuwenden, weil nur ein 
früherer Inhaber, nicht aber der Veräußerer, 
das Wertpapier in den ſudetendeutſchen Gebieten er⸗ 
warb. 

Der vorerwähnte Erlaß des Reichsminiſters der 
Finanzen vom 13. November 1938 — Ziffer be —, 
S 5055—76 III enthält jedoch im dritten Abſatz eine 
Einſchränkung. Wurde die Gebühr bei nicht voll 
bezahlten Wertpapieren nach bisherigem Recht nur nach 
Maßgabe der geleiſteten Einzahlungen entrichtet, ſo wird 
die Wertpapierſteuer nur inſoweit nicht erhoben, als ſie 
auf Einzahlungen entfällt, die der Gebühr nach bisheri⸗ 
gem Recht unterlagen. 

Beiſpiel J: 
ee ſchweizeriſche Aktie über 10 000 sfr., die nach 
ihrem ausdrücklichen Wortlaut nur mit 25 v. H. be⸗ 
zahlt wurde, wird am 10. Auguſt 1938 in die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete eingeführt und am 15. Auguſt 1938 
auf Grund einer Veräußerung in den ſudetendeutſchen 
Gebieten erworben. Die bisherige Stückgebühr wurde 
nur unter Zugrundelegung eines Teilbetrags von 
2 500 sfr. berechnet. Die Aktie wird am 20. Novem-; 
ber 1938 erneut in den ſudetendeutſchen Gebieten ver⸗ 
äußert. 
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Der Rechtsvorgang vom 20. November 1938 
unterliegt der Wertpapierſteuer. Die Steuer wird 
ſogleich in voller Höhe erhoben. Nach dem Erlaß vom 
13 November 1938 findet jedoch wegen des Teilbe⸗ 
trags von 2 500 RM eine Beſteuerung nicht ſtatt. 


Während der Übergangszeit beſteht auch bei der 
Wertpapierſteuer die Möglichkeit, daß für den gleichen 
wirtſchaftlichen Vorgang ſowohl die bisherige Gebühr als 
auch die reichsdeutſche Wertpapierſteuer zur Entſtehung 
gelangt. 

Beiſpiel K: 
Eine Aktiengeſellſchaft in Reichenberg ſtellte vor dem 
10. November 1938 Schuldverſchreibungen aus. Der 
Erſterwerb des Forderungsrechts findet am 10. No⸗ 
vember 1938 ſtatt. 

Die Darlehnsvertragsgebühr war vor der Aus⸗ 
gabe der Schuldverſchreibungen zu entrichten, während 
die reichsdeutſche Wertpapierſteuer erſt mit dem Erſt⸗ 
erwerb des Forderungsrechts entſteht. Die reichs⸗ 
deutſche Wertpapierſteuer wird $ 2 Abſatz 2 EinfVO 
gemäß nicht erhoben. 


Beiſpiel L: 
Ein ausländiſches Wertpapier (Beiſpiel: eine Aktie), 
das veräußert werden ſoll, wird am 5. November 1938 
in die ſudetendeutſchen Gebiete eingebracht. Am 
15. November 1938 wird es auf Grund einer erſten 
Veräußerung im Inland von einem Käufer erworben. 


Die Einbringung des Wertpapiers in das ſudeten⸗ 
deutſche Gebiet am 5. November 1938 unterliegt der 
bisherigen Stückgebühr. Für den Rechtsvorgang vom 
15. November 1938 wird § 2 Abſatz 2 EinfVO gemäß 
eine Wertpapierſteuer nicht erhoben. 

Bei nicht voll bezahlten ausländiſchen Wertpapieren 
iſt jedoch auch hier zu beachten, daß die bisherigen Ge⸗ 
bühren nur in Höhe des bereits gezahlten Teil⸗ 
betrags zu entrichten waren, während nach reichs⸗ 
deutſchem Recht die Wertpapierſteuer ſogleich in voller 
Höhe erhoben wird. In ſolchen Fällen iſt § 2 Abſatz 2 
EinfVO nur anzuwenden, ſoweit die Gebühren nach 
bisherigem Recht bereits zur Entſtehung gelangten. So⸗ 
weit nach bisherigem Recht eine Gebühr noch nicht er⸗ 
hoben werden konnte, wird die Erhebung der Wert⸗ 
papierſteuer durch § 2 Abſatz 2 EinfVO nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 

Beiſpiel M: 
Wie Beiſpiel I. Jedoch war das Wertpapier nach 
ſeinem ausdrücklichen Wortlaut nur mit 25 v. H. be⸗ 
zahlt. 

Die bisherige Stückgebühr wurde nur nach Maß⸗ 
gabe des eingezahlten Betrags entrichtet. Der Rechts⸗ 
vorgang vom 15. November 1938 unterliegt der Wert⸗ 
papierſteuer. Die Steuer wird ſogleich in voller Höhe 
erhoben. § 2 Abſatz 2 EinfVO gemäß findet jedoch 
wegen des Teilbetrags von 2 500 RM eine Beſteue⸗ 
rung nicht ſtatt. 


Die Abzugsfähigkeit von Schuldzinsen, 
Renten und dauernden Lasten bei der Einkommensteuer 


Von Regierungsrat Dr. Steinweg, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


(Zortjegung)*) 


6. Die Abzugsfähigkeit von Renten und dauerden Laſten 
Wie die Schuldzinſen (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitte 2 bis 5), ſo ſind auch die auf beſonderen Ver⸗ 
pflichtungsgründen beruhenden Renten und dau⸗ 
ernden Laſten abzugsfähig. Auch ſie kommen bei 
der Einkommenſteuer in drei facher Form vor: als Be- 
triebsausgaben ($ 4 Abſ. 4 EStG), als Wer- 
bungskoſten (8 9 Ziffer 1 EStG) und als Son- 
derausgaben ($ 10 Abi. 1 Ziffer 2 EStG). 

Beiſpiele: 

A. Der Bauer überträgt ſeinen Hof auf ſeinen Sohn 
und behält ſich ein Altenteil (Leibzucht, Leibgedinge, 
Ausgedinge) vor. Die jährlichen Leiſtungen ſind für 
den Sohn Betriebsausgaben bei der Land⸗ 
wirtſchaft (8 4 Abi. 4 EStG). 

B. Der alleinſtehende 60jährige A iſt Eigentümer eines 
Mietwohngrundſtücks. B möchte das Haus erwer⸗ 
ben. A veräußert es ihm, aber nicht für einen feſten 
Kaufpreis, ſondern gegen Zuſicherung einer lebens⸗ 
länglichen Rente. B kann die jährlichen Leiſtungen 
als Werbungskoſten ($ 9 Ziffer 1 EStG) 
bei Vermietung und Verpachtung abſetzen. 

C. Dem A gehören ein Gewerbebetrieb, eine landwirt⸗ 
schaftliche Beſitzung und ein Mietwohngrundſtück. 
Da er ſich zur Ruhe ſetzen will, überträgt er alles 


*) Erſter Teil veröffentlicht in der DStg 52/53 vom 
27. Dezember 1988. 


auf feinen Neffen B gegen Zuſage einer lebens⸗ 

länglichen Rente. Hier kann die Rente mit keiner 

der Einkunftsarten in wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hang gebracht werden. B kann fie als Sonder- 
ausgabe ($ 10 Abſ. 1 ESt®) geltend machen. 

Aus den Beiſpielen geht hervor, daß Renten und 
dauernde Laſten mit den Schuldzinſen vieles gemein⸗ 
ſam haben. Schulden entſtehen oft bei der Übernahme 
von Betrieben, Grundſtücken uſw. Der Erwerber kann 
dem Veräußerer den Kaufpreis für das Geſchäft nicht 
voll bezahlen. Beide vereinbaren daher, daß ein Teil des 
Kaufpreiſes in ein Darlehn umgewandelt wird, für das 
der Erwerber Zinſen zu zahlen hat. 

Auch Renten und dauernde Laſten kommen insbe⸗ 
ſondere bei der Veräußerung (Übergabe) von Betrieben 
uſw. vor. Auch hier will der Veräußerer ſeinen Be⸗ 
trieb, ſein Haus abgeben. Ihm iſt aber mit einem feſten 
Kaufpreis nicht gedient. Er kann von den niedrigen Zin⸗ 
ſen aus dem Verkaufserlös nicht leben. Er will ſeine 
Zukunft, ſeinen Lebensabend geſichert ſehen. Er verkauft 
daher gegen Zuſicherung einer Rente bis zu ſeinem Tode. 
Der Erwerber übernimmt das Riſiko einer vielleicht lang⸗ 
jährigen Zahlung, kann aber auch einen Vorteil haben, 
wenn der Veräußerer bald ſtirbt. Außerdem kommt ihm 
zugute, daß er nicht ſofort eine größere Summe, ſondern 
nach und nach kleinere Beträge aus den jährlichen Ein⸗ 
künften zu zahlen hat. 

Wir ſehen, Renten und dauernde Laſten ſind mit 
den Schuldzinſen verwandt. Das Geſetz behandelt daher 
auch die Abzugsfähigkeit immer gemeinſam in ein und 
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derſelben Vorſchrift (88 9 Ziffer 1, 10 Abi. 1 Ziffer 2 
EStG). Trotzdem beſtehen aber Unterichiede, die wir 
in den folgenden Abſchnitten kennenlernen. Allge⸗ 
mein gilt für die drei Formen der Abzugsfähigkeit, 
daß nicht alle Renten und dauernden Laſten abgeſetzt 
werden können, ſondern nur die „auf beſonderen 
Verpflichtungsgründen beruhenden“. Be⸗ 
ſondere Verpflichtungsgründe ſind z. B. Geſetz, Vertrag, 
Teſtament. Nur rechtlich erzwingbare Renten 
ſind abzugsfähig; einemoraliſche Verpflichtung ge⸗ 
nügt nicht. 


7. Renten und dauernde Laſten als Betriebsausgaben 


§ 4 Abſ. 4 EStG, der von den Betriebsausgaben 
handelt, erwähnt die Renten uſw. ebenſowenig wie die 
Schuldzinſen. Aber auch hier ift nicht zweifelhaft, daß auf 
beſonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten und 
dauernde Laſten Betriebsausgaben ſind, wenn ſie mit 
den Einkunftsarten Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Gewerbe⸗ 
betrieb oder ſelbſtändige Arbeit in wirtſchaftlichem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. 

Die meiſten Renten uſw. entſtehen beim Erwerb 
eines Betriebs. Sie beruhen auf einem Vertrag, den 
Veräußerer und Erwerber miteinander ſchließen. 
Beiſpiel: 

A erwirbt von B deſſen Bäckerei. B gibt fie nicht 
gegen einen feſten Kaufpreis ab, ſondern bedingt ſich 
eine lebenslängliche Rente aus. 


Die Rente hängt mit dem Gewerbebetrieb wirtſchaftlich 
zuſammen. Sie iſt daher für A eine Betriebsausgabe. 

Um Betriebsausgaben handelt es ſich auch, wenn 
Renten an ausſcheidende Geſellſchafter, deren Wit⸗ 
wen oder Kinder gezahlt werden. Die Frage der Paſſi⸗ 
vierung iſt aber in dieſen Fällen nicht immer gleich 
zu beantworten. Siehe dazu Vangerow DStz3 1936 
Nr. 51/52. 

Im Beiſpiel oben handelte es ſich um einen ent⸗ 
geltlichen Erwerb. Erwerber und Veräußerer waren 
einander fremd. Keiner hatte Anlaß, dem andern etwas 
zu ſchenken. Leiſtung und Gegenleiſtung ſtanden in einem 
angemeſſenen Verhältnis, an ihrem wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhang iſt nicht zu zweifeln. 

Anders iſt das beim Übergang zwiſchen Verwandten, 
insbeſondere dann, wenn Eltern ihren landwirtichaft- 
lichen, gewerblichen Betrieb oder ihre freiberufliche 
Praxis ihren Kindern übertragen. Auch in ſolchen Fällen 
a natürlich ein entgeltlicher Erwerb vor» 
iegen. Würde auch ein Dritter nicht weniger und 
el mehr bezahlen als der Sohn, fo ift der Übergang un⸗ 
eeinflußt geblieben von den verwandtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen. Der Erwerb iſt entgeltlich, die Rente iſt 
eine Betriebsausgabe. 

In den meiften Fallen liegt aber ein unentgeltlicher 
a Es handelt ſich um eine Schenkung unter 
Eltern Wanzen eine vorweggenommene Erbſchaft. Die 
Sie eber ſich aus dem Erwerbsleben zurückziehen. 
3. ihrem a daher ihren Betrieb einem ihrer Kinder, 

Der 6 Aa Sohn bei feiner Verheiratintg. 
rf fenen h des Betriebs geht meiſtens nicht ohne 
en an 2 00 Der Sohn muß oft Abfin- 
lch einen € 1195 eſchwiſter zahlen; er übernimmt es 
Die G n Eltern bis zum Tode eine Rente zu zahlen. 
5 ie Eltern wollen nicht von dem Wohlwollen ihrer Kin⸗ 
55 abhängig fein, fie wollen auch nicht auf die geſetz⸗ 

ichen Unterhaltsanſprüche angewieſen fein. Sie be- 


dingen ſich daher eine Rente aus, deren Höhe genau feſt⸗ 
ſteht, und die auch meiſtens dinglich geſichert wird. 

Trotz derartiger Laſten iſt der Erwerb u nentgelt⸗ 
lich. Die Laſten werden zwar mit dem Betrieb über⸗ 
nommen, ſtehen aber zu ihm nicht in einem angemeſſenen 
Verhältnis. Leiſtung und Gegenleiſtung halten ſich nicht 
die Waage. Das Ganze iſt eine Schenkung unter Auf⸗ 
lagen. 

Erbſchafts⸗ und Schenkungsvorgänge berühren aber 
nach den Grundgedanken des Einkommenſteuergeſetzes 
das Einkommen nicht. Sie berühren nur das Vermögen. 
Dasſelbe gilt von den Laſten (Abfindungen. Renten 
uſw.), die bei einem unentgeltlichen Erwerb übernommen 
werden. Sie mindern den Wert der Schenkung, treffen 
alſo das Vermögen. Das Einkommen bleibt von ihnen 
grundſätzlich unberührt. 

Renten und dauernde Laſten beim u n entgeltlichen 
Erwerb ſind daher keine Betriebsausgaben. Der Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Betrieb iſt nicht ſtark genug, um 
ſie als Betriebsvorgänge anzuſprechen. Nur bei der 
Landwirtſchaft nimmt die Rechtſprechung einen 
anderen Standpunkt ein. 

In der Landwirtſchaft finden wir als beſondere 
Form der Rente das Altenteil, auch Leibzucht, Leib⸗ 
gedinge, Ausgedinge genannt. Es iſt das Recht, auf dem 
Hof den in ſolchen Verhältniſſen üblichen Unterhalt 
lebenslänglich zu verlangen (Hinweis auf § 31 Reichs⸗ 
erbhofgeſetz vom 29. September 1933). Zu dieſem Alten⸗ 
teil führt der Reichsfinanzhof aus (Urteil vom 12. Sep⸗ 
tember 1934 VI A 360/34 Sammlung Bd. 37 S. 18, 
RStBl. 1935 S. 157): 

5. die Beſtellung von Altenteilen (iſt) ein gerade 

in landwirtſchaftlichen Kreiſen allgemein geübter 

Brauch und . .. nach der Anſchauung der in Frage 

kommenden Bevölkerungskreiſe (beſteht) ein enger in⸗ 

nerer Zuſammenhang zwiſchen dem Altenteil und dem 
gegen Übernahme des Altenteils an den Sohn oder 
ſonſtigen nahen Verwandten übergebenen oder vererb⸗ 

ten landwirtſchaftlichen Betrieb.“. f 
Die abweichende Behandlung des Altenteils bei der 
Landwirtſchaft iſt berechtigt. Es hängt ſo eng mit dem 
landwirtſchaftlichen Betrieb zuſammen, daß es nicht von 
ihm getrennt werden kann. Das geht auch aus der Er b . 
hofgeſetzgebung hervor. Der Erbhof bildet beim 
Tod des Bauern einen beſonderen Teil der Erbſchaft 
(8 19 Reichserbhofgeſetz), auf dem Hof ruht kraft Ge: 
ſetzes das Altenteil des überlebenden Ehegatten (88 31, 
34 Reichserbhofgeſetz). Altenteilsleiſtungen ſind daher 
als Betriebsausgaben abſetzbar. Dasſelbe gilt von Zinſen 
für Abfindungshypotheken an die Geſchwiſter (Hinweis 
auf Abſchnitt 3). gl. 

l Von dieſem Sonderfall abgeſehen ſind Renten und 
dauernde Laſten aus einem unentgeltlichen Erwerb 
keine Betriebsausgaben. Sie können aber in den meiſten 
Fällen als Sonderausga ben abgeſetzt werden 


(Hinweis auf Abichnitt 9). 


8. Renten und dauernde Laſten als Werbungskoſten 

8 9 Ziffer 1 EStG erkennt die auf beſonderen Ver⸗ 
pflichtungsgründen beruhenden Renten und dauernden 
Laſten ausdrücklich als Werbungskoſten an, ſo⸗ 
meit He mit einer der Einkunftsarten nichtſelbſtändige 
Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung 
oder mit ſonſtigen Einkünften in wirtſchaftlichem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Die praktiſche Bedeutung 
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der Abzugsfähigkeit iſt bei den vier Einkunftsarten ganz 
verſchieden. 

Renten uſw. als Werbungskoſten bei nichtſelb⸗ 
ſtändiger Arbeit ſind ebenſowenig denkbar wie 
Schuldzinſen (Hinweis auf Abſchnitt 4a). Würde z. B. 
der Amtsgerichtsrat in dem Beiſpiel I in Abſchnitt 4a 
die 5 000.— RM nicht als Darlehen gegen Zinſen er⸗ 
halten haben, ſondern gegen Zuſicherung einer kleineren 
Rente, ſo würde es ſich bei den Rentenzahlungen eben⸗ 
falls um Koſten der privaten Lebensführung 
handeln. Die Rente wäre aber — genau wie die Zin⸗ 
fen — als Sonderausgabe abſetzbar. 

Renten und dauernde Laſten in wirtſchaftlichem Zu⸗ 
ſammenhang mit Einkünften aus Kapitalver⸗ 
mögen und mit ſonſtigen Einkünften (Spefula- 
tionsgeſchäften) werden in der Praxis kaum 
vorkommen. Sie ſind aber denkbar. 

Beiſpiel: 
A will in Aktien ſpekulieren, hat aber kein bares Geld. 
Er wendet ſich an den Rentner B. Dieſer gibt ihm 
das Geld, aber nicht als Darlehn mit feſten Zinſen, 
ſondern er „ſchenkt“ es ihm gegen eine lebensläng⸗ 
liche Rente. 
Die Abzugsfähigkeit einer ſolchen Rente bei den Ein⸗ 
künften aus Kapitalvermögen und bei Spe⸗ 
kulation richtet ſich nach denſelben Grundſätzen wie 
der Abzug gleichartiger Zinſen (Hinweis auf Abſchnitte 
Ab, 4d und 5). 

Es bleibt noch die Einkunftsart: Vermietung 
und Verpachtung. Bei ihr werden Renten uſw. 
als Werbungskoſten noch verhältnismäßig oft vorkom⸗ 
men. Im Vergleich zu den Schuldzinſen iſt aber auch 
ihre praktiſche Bedeutung gering. 

Derartige Renten können leicht im Zuſammenhang 
mit der Veräußerung von Mietwohngrundſtücken 
entſtehen (vergleiche das Beiſpiel 2 oben unter 6). 

Iſt der Erwerb des Hauſes entge Utlich, jo ſind 
die jährlichen Rentenzahlungen Werbungskoſten bei Ver⸗ 
mietung und Verpachtung. Wie iſt es aber beim un⸗ 
entgeltlichen Erwerb? 

Beiſpiel: 
Der Vater hat mehrere Mietwohngrundſtücke. Er will 
mit der läſtigen Verwaltung der Häuſer nichts mehr 
zu tun haben, ſondern ſeine alten Tage genießen. 
Außerdem will er ſeinen Sohn unabhängig machen. 
Er überträgt ihm daher ſeine Häuſer, behält ſich aber 
eine lebenslängliche Rente vor. 
Handelt es ſich bei der Rente um Werbungskoſten bei 
Vermietung und Verpachtung? Nein! Wir müſſen hier 
dieſelben Grundſätze anwenden, wie wir ſie im Ab⸗ 
ſchnitt 7 bei den erſten drei Einkunftsarten angewendet 
haben. Ebenſowenig wie Renten beim unentgeltlichen 
Erwerb eines Betriebs — vom Altenteil abgeſehen — 
Betriebsausgaben ſind, ebenſowenig können ſie beim un⸗ 
entgeltlichen Erwerb eines Hauſes Werbungskoſten ſein. 
Derartige Renten können aber wiederum regelmäßig als 
Sonderausgaben abgejegt werden (Hinweis auf 
Abſchnitt 9). 


9. Renten und dauernde Laſten als Sonderausgaben 

Die auf beſonderen Verpflichtungsgründen be⸗ 
ruhenden Renten und dauernden Laſten ſind als Son⸗ 
derausgaben abzugsfähig, wenn ſie weder Be⸗ 
triebsausgaben oder Werbungskoſten ſind, noch mit Ein⸗ 
künften in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen, die 


bei der Veranlagung außer Betracht bleiben ($ 10 Abi. 1 
Ziffer 2 EStG). 
Der Abzug der Renten uſw. bei den einzelnen Ein⸗ 
kunftsarten als Betriebsausgaben (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 7) oder Werbungskoſten (Hinweis auf Abſchnitt 8) 
hat alſo den Vorrang vor dem Abzug vom Geſamt⸗ 
betrag der Einkünfte als Sonderausgaben. Die Behand⸗ 
lung der Renten und dauernden Laſten iſt inſofern die 
gleiche wie die Behandlung der Schuldzinſen. Ich kann 
daher auf die Ausführungen im Abſchnitt 5 hinweiſen. 
Der Abzug von Renten uſw. als Sonderausgaben 
kommt verhältnismäßig oft vor. Das iſt darauf zurück⸗ 
zuführen, daß die meiſten Renten aus der un entgelt⸗ 
lichen Übergabe eines landwirtſchaftlichen oder gewerb⸗ 
lichen Betriebs oder eines Hauſes herrühren. Derartige 
Renten ſind aber nur bei der Landwirtſchaft in 
gewiſſem Umfang Betriebsausgaben. In allen andern 
Fällen, insbeſondere bei der Veräußerung von Gewerbe⸗ 
betrieben, kommen die Renten nur als Sonderausgaben 
in Betracht (Hinweis auf Abſchnitte 7 und 8). 
Ein bedeutender Unterſchied beſteht gegenüber 
dem Abzug von Schuldzinſen. 
Zinſen, die weder Betriebsausgaben noch Wer⸗ 
bungskoſten ſind, können als Sonderausgaben immer 
abgeſetzt werden mit der einzigen Einſchrän⸗ 
kung: ſie dürfen nicht mit Einkünften in wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhang ſtehen, die bei der Veranlagung 
außer Betracht bleiben. 
Dieſe Einſchränkung gilt auch bei Renten und dau⸗ 
ernden Laſten. Wer ein ſteuerfreies Eigenheim gegen 
eine lebensiängliche Rente erwirbt, kann die Rente auch 
als Sonderausgabe nicht abziehen. Der Abzug von Ren⸗ 
ten und dauernden Laſten iſt aber darüber hinaus ein⸗ 
geſchränkt durch 8 12 Ziffer 2 EStG. 
8 12 Ziffer 2 verbietet den Abzug von „Zuwen⸗ 
dungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſonen, auch 
wenn dieſe Zuwendungen auf einer beſonderen Verein⸗ 
barung beruhen“. Nach dem Eingangsſatz zu § 12 EStG 
gilt dieſe Vorſchrift aber nur „unbe ſchadet der 
Vorſchrift des 8 10“, alſo auch des 8 10 Abſ. 1 
Ziffer 2 EStG. Wörtlich genommen würde das bedeuten: 
Zuwendungen an Unterhaltsberechtigte ſind immer ab⸗ 
zugsfähig, wenn ſie in Form von Renten 
oder dauernden Laſten geleiſtet werden und 
dieſe auf beſonderen Verpflichtungsgründen beruhen. 
§ 12 Ziffer 2 EStG würde dann den Abzug von Ren⸗ 
ten in keiner Weiſe einſchränken. 
Der Geſetzgeber hat aber etwas anderes gewollt. Die 
Ergänzungsrichtlinien e ee e 
RStBl. 1935 S. 785/792 führen hierzu folgendes aus: 
„Durch die Einleitung zu 8 12 EStG 1934 „unbe⸗ 
ſchadet der Vorſchrift des § 10” ſoll klargeſtellt werden, 
daß Zuwendungen an geſetzlich Unterhaltsberechtigte, 
die nicht auf verwandtſchaftlichen Beziehungen, ſondern 
auf beſonderen Verpflichtungsgründen beruhen, die 
außerhalb der verwandtſchaftlichen 
Beziehungen auf rein geſchäftlichem 
Gebiet liegen, im Rahmen des § 10 Abſ. 1 Ziffer 2 
EStG 1934 abzugsfähig find (Beiſpiel: der Sohn 
erwirbt von ſeiner Mutter ein Grundſtück gegen Zu⸗ 
ſicherung einer lebenslänglichen Rente in angemeſſener 
Höhe).“ 

Renten und dauernde Laſten an Unterhalts- 

berechtigte ſind daher im allgemeinen nicht ab⸗ 
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zugsfähig. Sie können nur dann als Sonderausgaben 
abgeſetzt werden, wenn die Rente nicht vom Unterhalts⸗ 
verpflichteten an den Unterhaltsberechtigten gewährt 
wird, ſondern vom Empfänger einer Leiſtung, mit der 
eine Gegenleiſtung verbunden iſt. 


Beiſpiel: 
Der Sohn übernimmt von ſeinem Vater die Metzgerei 


und ein Mietwohngrundſtück. Er bewilligt dabei ſeinem 
Valer eine angemeſſene Rente bis zum Tode. 


Hier zahlt der Sohn nicht als Unterhaltsverpflichteter, 
an ſeinen unterhaltsberechtigten Vater, ſondern als 
Empfänger von Vermögenswerten, mit 
denen er dieſe Laſt übernommen hat. Der Verpflichtungs⸗ 
grund der Rente liegt auf geſchäftlichem Gebiet, ſie iſt 
daher abzugsfähig. 


Die Rente iſt als Sonderausgabe abzugs⸗ 
fähig. Sie hängt mit mehreren Vermögensſtücken (Ge⸗ 
werbebetrieb und Mietwohngrundſtück) zuſammen. Sie 
kann mit keiner beſtimmten Einkunftsart in wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhang gebracht werden. Die Renten⸗ 
zahlungen ſind daher weder Betriebsausgaben noch Wer⸗ 
bungskoſten, ſie ſind Sonderausgaben (§ 10 Abſ. 1 Ziffer 
2 EStG). 


An dieſem Ergebnis ändert ſich auch nichts, wenn 
wir in dem Beiſpiel eines der Vermögensſtücke, Metz⸗ 
gerei oder Mietwohngrundſtück, weglaſſen. Die Rente 
wird nicht zur Betriebsausgabe, wenn nur die Metzgerei 
übertragen wird; es handelt ſich auch nicht um Werbungs⸗ 
koſten, wenn nur das Haus übergeben wird. In all 
dieſen Fällen liegt regelmäßig ein unentgeltlicher Er⸗ 
werb vor. Bei unentgeltlichem Erwerb beſteht aber kein 


wirtſchaftlicher Zuſammenhang zwiſchen den Renten uſw. 
und den übertragenen Vermögensſtücken (Hinweis auf 
Abſchnitte 7 und 8). Nur Altenteilslaſten ſind Be⸗ 
triebsausgaben bei der Landwirtſchaft. Im übrigen ſind 
derartige Renten nur als Son derausgaben ab⸗ 
zugsfähig. 

Wir haben oben feſtgeſtellt, daß Renten und dau⸗ 
ernde Laſten an Unterhaltsberechtigte nur dann abzugs⸗ 
fähig ſind, wenn ihr Verpflichtungsgrund auf ge⸗ 
ſchäftlichem Gebiet liegt. Mitunter iſt ſchein⸗ 
bar ein geſchäftlicher Verpflichtungsgrund gegeben, in 
Wirklichkeit ſind aber verwandtſchaf tliche Be⸗ 
ziehungen maßgebend geweſen. 

Beiſpiel: 
Die 50jährige Mutter des A iſt Eigentümerin eines 
kleinen Einfamilienhauſes, hat aber im übrigen keine 
Einkünfte. A iſt geſetzlich unterhaltspflichtig. Nach 
der Lebensſtellung der Mutter iſt eine Geldrente von 
monatlich 300 RM eangemeſſen. 

Die Mutter überträgt dem Sohn ihr Einfami⸗ 
lienhaus. Dieſer verpflichtet ſich in dem Vertrag, ſeiner 
Mutter monatlich 300 RM zu zahlen. 

Das Einfamilienhaus hat einen 
10 000 RM. 

Wenn man die Rente nach dem Lebensalter der Mutter 
kapitaliſiert (vergleiche 8 16 RBewG, 8 76 RBew D 
1935), ſo ergibt ſich ein auffälliges Mißverhältnis der 
Rentenlaſt gegenüber dem Einfamilienhaus. A hat hier 
nur ſcheinbar als Empfänger des Hauſes gehandelt. 
In Wirklichkeit zahlt er die Rente als unterhaltsverpflich⸗ 
teter Sohn an ſeine Mutter. § 12 Ziffer 2 EStG greift 
daher durch, die Rente iſt nicht abzugsfähig. 


Wert von 


inland und Ausland im Besitz- und Verkehrsteuerrecht 


Von Regierungsrat Barske Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


1. Allgemeines 


Die Abgrenzung des Inlands vom Ausland iſt 
für das Steuerrecht von erheblicher Bedeutung. 
Steuerlich erheblich ſind in der Regel nur ſolche Be⸗ 
ziehungen, Verhältniſſe oder Vorgänge, die im In⸗ 
land gegeben ſind, ſich dort abgeſpielt haben 
oder wenigſtens das Inland betreffen (Hinweis 
3. B. auf 8 1 UStG, 88 2, 11 und 17 KVerkStG, 
§ 3 Grd StG, § 2 GewStG, 8 1 Abi. 2 EStG, 8 2 
KStG und 8 8 Abi. 1 Ziffer II ErbStG). Soweit die 
Beſteuerung auf die Perſon abgeſtellt iſt, wird in 
vollem Umfang regelmäßig nur der Inländer 
erfaßt, wobei für die Inländereigenſchaft nicht die 
StaatSangebötigteit, fondern der Wohnfi oder 
Er Aufenthalt im Inland maßgebend find (Hin- 
eis z. B. auf 81 Abſ. 1 EStG, 8 1 KStG, 8 8 


Ab : 
dert Sic 12 und 3 Erb tc, auch 8 17 Abf. 


2 Ausgangspunkt der Abgrenzung 


9 5 5 
ſeh 15 A als Inland oder Ausland anzu⸗ 
Iich aba ann nicht für alle Steuerfälle einheit ⸗ 
19 7 7 gegrenzt werden. In der Reihsabgaben- 
hr nung, dem Grundgeſetz des Steuerrechts, iſt 
5 allgemeingültige Begriffsbeſtimmung des In⸗ 
lands nicht enthalten. Was Inland oder Ausland 
iſt, muß demgemäß aus dem Sinn des einzelnen 
teuergeſetzes heraus beantwortet werden. 


Ausgangspunkt für die Frage, was ſteuerlich zum 
Inland oder Ausland gehört, wird der für das Gel⸗ 
tungsgebiet aller Reichsgeſetze maßgebende ſtaats⸗ 
und völkerrechtliche Inlandsbegriff ſein 
müffen. Der Begriff kann aber für das Steuerrecht 
nicht ohne jede weitere Prüfung übernommen werden. 
Es iſt ein für alle Rechtsgebiete in Rechtſprechung und 
Praxis anerkannter Grundſatz, daß Begriffe des einen 
Rechtsgebiets (3. B. des bürgerlichen Rechts) in ihrer 
Abgrenzung für andere Rechtsgebiete (3. B. das 
öffentliche Recht) auch bei Verwendung des gleichen 
Ausdrucks keineswegs bindend find. Dieſer Grund- 
ſatz muß insbeſondere im Verhältnis zum Steuer ; 
recht gelten, deſſen Eigenart und Sonderentwicklung 
eine beſonders eingehende Abwägung erfordert, in 
wieweit Begriffe anderer Rechtsgebiete für die Aus⸗ 
legung der von ihm angewandten Begriffe verwertet 
werden können. Der ſtaats⸗ und völkerrechtliche 
Inlandsbegriff iſt alſo für den Bereich des einzelnen 
Steuergeſetzes nur anwendbar, ſoweit ſich aus der 
aushrücklichen Regelung oder dem Sinn des Steuer- 
geſetzes nichts anderes ergibt. 

3. Der ftants- und völkerrechtliche Inlandsbegriff 

Staatsrechtlich gehört zum Inland alles, 
was innerhalb der Reichsgrenzen liegt. 
Soweit es ſich um die Abgrenzung auf dem Lan d 
handelt, fällt die Grenze mit der politiſchen Grenze 
zum Nachbarſtaat zuſammen. Soweit es ſich um die 
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Abgrenzung zum Meer handelt, wird die Grenze 
ſtaats- und völkerrechtlicher Übung gemäß durch die 
meerwärts verlaufende Grenze der ſog. Dreimeilen- 
zone!) gebildet. Die Dreimeilenzone gehört alſo zum 
Inland. Zum Inland rechnen auch die deutſchen 
Kriegsſchiffe und Handelsſchiffe deutſcher Flagge — 
letztere jedoch nur, ſoweit ſie ſich auf hoher See (oder, 
was ſelbſtverſtändlich iſt, auf deutſchen Flüſſen oder 
innerhalb der Dreimeilenzone) befinden. Liegen ein 
deutſches Kriegsſchiff und ein Handelsſchiff deutſcher 
Flagge in einem engliſchen Hafen, ſo iſt demgemäß 
zwar das Kriegsſchiff, nicht aber das Han⸗ 
delsſchiff Inland. Zum Inland gehört auch der 
Raum über und unter dem Reichsgebiet. 
Deutſche Flugzeuge, die ſich über ſtaaten⸗ 
loſen Gebieten befinden, ſind ebenfalls zum 
Inland zu rechnen. 

Deutſche Geſandtſchaftsgrundſtücke 
und -gebäude im Gebiet ausländi⸗ 
ſcher Staaten ſind nicht Inland. Ebenſo wie 
umgekehrt die Geſandtſchaftsgrundſtücke ausländiſcher 
Mächte im Deutſchen Reich nicht Ausland, ſondern 
Inland ſind. Daß die Geſandten exterritorial ſind, 
andert daran nichts. Exterritorialität bedeutet Be⸗ 
freiung von der Hoheitsgewalt des Aufenthaltsſtaates. 
Sie iſt ein dem Geſandten als ſolchem zuſtehender 
Schutz (Hinweis auch auf § 18 GVG und 59 
Ziffer 1 StAnp®). Der Schutz erſtreckt ſich zwar auch 
auf die vom Geſandten dienſtlich genutzten Gegen⸗ 
ſtände, insbeſondere alſo auch auf die Geſandtſchafts⸗ 
grundſtücke. Die Grundſtücke werden aber von dem 
Schutz nur erfaßt, weil der Geſandte als Exterrito⸗ 
rialer im Bereich des Grundſtücks jede Einwirkung 
der Hoheitsgewalt verbieten kann (Hinweis z. B auf 
§ 90 Satz 4 AO). Sie werden alſo von dem Schutz 
nicht etwa deswegen erfaßt, weil ſie als ſolche außer⸗ 
halb der Hoheitsgewalt des Reiches geſtellt und dem⸗ 
gemäß zum Ausland zu rechnen wären. 


4. Der ſteuerliche Inlandsbegriff 


Für die Abgrenzung des Inlands im Sinn des 
Steuerrechts) iſt, wie bereits im Abſchnitt 2 ausge⸗ 
führt, vom ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Inlandsbegriff 
auszugehen. Im Regelfall, ſoweit ſich alſo aus dem 
einzelnen Steuergeſetz — ausdrücklich oder aus deſſen 
Zweck — nichts anderes ergibt, wird der Umfang des 
ſteuerlichen Inlands dem des ftaats- und 
völkerrechtlichen Inlands entſprechen. 

Die Abgrenzung des Inlands vom Ausland im 
Sinn des einzelnen Steuergeſetzes macht dort keine 
Schwierigkeiten, wo die vom Geſetz erfaßten Verhält⸗ 
niſſe oder Vorgänge nur den Grund und Boden 
betreffen oder darauf ſich abſpielen können. Das iſt 
der Fall bei der Grundſteuer, der Grund⸗ 
erwerbſteuer, der Kraftfahrzeugſteuer 

1) Die Frage, ob es überhaupt ein Völkerrecht gibt, 
kann in dieſem Zuſammenhang dahingeſtellt bleiben. Auch 
bei Verneinung der Frage ändert ſich an dem oben wieder⸗ 
gegebenen Umfang des Hoheitsgebiets des Deutſchen Reichs 
nichts. Daß insbeſondere die Dreimeilenzone als Inland 
in Anſpruch genommen wird, ergibt ſich aus der beſonde⸗ 
ren Erwähnung als Zollausſchluß im $ 1 USt DB. 

2) Abgeſehen von dem Übergangszustand, der ſich aus 
der ſchrittweiſen Einführung des deutſchen Steuerrechts in 
die neuen Reichsgebiete ergibt. Dafür Hinweis auf die 
Aufſätze von Oermann, Herting und Boruttau in der 
DStZ 1938 Seiten 1101 (BA 1061), 1117 (BA 1077) und 
1146 (BA 1106). 


und der Beförderungſteuer (Hinweis auf 
83 GrdStG, § 1 GrdErwStG. 88 1 und 4 KraftStG 
und § 1 Bef StG). Zum Inland im Sinn dieſer 
Steuergeſetze iſt demgemäß das zum Deutſchen Reich 
gehörende Feſtlands⸗ und Inſelgebiet zu 
rechnen. Inland ſind insbeſondere auch die im Deut⸗ 
ſchen Reich belegenen Geſandtſchaftsgrund⸗ 
ſtücke ausländiſcher Mächte. Andernfalls 
wäre die für die Grundſteuer ausdrücklich vorgeſehene 
Freiſtellung dieſer Grundſtücke nicht erforderlich ge⸗ 
weſen (Hinweis auf $ 4 Ziffer 10 GrdSt®). 

Schwieriger liegt die Abgrenzung des Inlands 
vom Ausland bei den anderen Steuern. Bei der 
Art der von ihnen erfaßten Verhältniſſe und Vorgänge 
läßt ſich eine Auseinanderſetzung mit der Frage nicht 
vermeiden, inwieweit neben dem Feſtlands. und 
Inſelgebiet auch die Dreimeilenzone, Kriegsſchiffe, 
Handelsſchiffe deutſcher Flagge auf hoher See und 
Flugzeuge über ſtaatenloſen Gebieten in den ſteuer⸗ 
lichen Inlandsbegriff einbezogen werden müſſen. Da⸗ 
bei iſt zu unterſcheiden zwiſchen 


1. dem Umſatzſteuergeſetz einerſeits und 
2. den anderen Einzelſteuergeſetzen anderſeits. 


1. Inland im Sinn der Umſatzſteuer iſt 81 USt dB 
gemäß das Reichsgebiet mit Ausnahme der Zollaus⸗ 
ſchlüſſe und der Freibezirke. Als Zollausſchlüſſe 
führt $ 1 UStDB die Dreimeilenzone und die Frei⸗ 
hafengebiete an. Freihäfen ſind zurzeit Emden, 
Bremerhaven,. Bremen, Cuxhaven, Hamburg⸗Freihafen 
und Hamburg⸗Waltershof ſowie Kiel. Weitere Zoll⸗ 
ausſchlüſſe ſind die Inſel Helgoland und die badiſchen 
Gebiete um Büſingen und der Büttenhardter⸗Höfe. 
Ein Freibezirk beſteht in Stettin. 


Der umſatzſteuerliche Inlandsbegriff iſt 
alſo dem Zollinlandsbegriff angenähert. 
Beide Begriffe decken ſich jedoch nicht völlig. Zoll⸗ 
anſchlüſſe gehören zwar zum Zoll inland, nicht aber 
auch zum umſatzſteuerlichen Inland Frei ⸗ 
zonen (zurzeit in Lübeck und Flensburg) ſind 
umſatzſteuerlich ohne Bedeutung. 

Vom ſtaats- und völkerrechtlichen 
Inlandsbegriff unterſcheidet ſich der umſatzſteuerliche 
Inlandsbegriff durch die Nichteinbeziehung der Drei⸗ 
meilenzone, der Zollausſchlüſſe und der Freibezirke. 
Der in dieſer Regelung zum Ausdruck kommenden 
Einſchränkung des ſtaats. und völkerrechtlichen 
Inlandsbegriffs entſpricht es, auch Kriegsſchiffe und 
Handelsſchiffe deutſcher Flagge, ſobald ſie ſich in der 
Dreimeilenzone oder darüber hinaus auf hoher See 
befinden, nicht mehr zum Inland im Sinn des 
Umſatzſteuergeſetzes zu zählen. Gleiches muß für 
deutſche Flugzeuge gelten, ſobald ſie ſich über der Drei⸗ 
meilenzone oder ſtaatenloſen Gebieten befinden. Daß 
Handelsſchiffe deutſcher Flagge und deutſche Flug⸗ 
zeuge, ſobald fie ſich in oder über fremden Küſten⸗ 
gewäſſern befinden, nicht zum Inland gerechnet wer⸗ 
den können, ergibt ſich bereits aus der Abgrenzung 
des ſtaats- und völkerrechtlichen Inlandsbegriffs. 

Das umſatzſteuerliche Inland beſchränkt 
ſich demgemäß auf das zum Deutſchen Reich gehörende 
Feſtlands⸗ und Inſelgebiet einſchließ⸗ 
lich der ſog. Eigengewäſſer und aus⸗ 
ſchließ lich der im vorigen Abſatz erwähnten Ge- 
bietsteile. Zu den Eigengewäſſern rechnen die von 
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den Grenzen des Feſtlands⸗ und Inſelgebiets um⸗ 
ſchloſſenen Gewäſſer (3. B. die deutſchen Flüſſe, Seen 
und Haffe). Grenzflüſſe ſind bis zur 
Grenzlinie Inland. Beim Bodenſee rechnet 
zum Inland jeder Punkt, der dem deutſchen Staats⸗ 
gebiet näher liegt als dem fremden (Hinweis auf das 
RFH⸗Urteil vom 1. Juni 1934, RS. S. 1445). 

Demgemäß iſt z. B. für die ſteuerliche Erfaſſung 
von Umſätzen, die im Rahmen einer auf einem 
Schiff betriebenen Kantine erfolgt ſind, 
danach zu unterſcheiden, wo das Schiff ſich befunden 
hat. Fuhr das Schiff z. B. auf der Oder oder lag es 
im Stettiner Hafen (und zwar außerhalb des Frei⸗ 
bezirks), ſo handelt es ſich um umſatzſteuerbare Um⸗ 
ſätze, weil im Inland vorgenommen. Befand ſich 
das Schiff im Freibezirk Stettin, in der 
Dreimeilenzone oder auf hoher See, ſo 
ſind die Umſätze im Au land erfolgt, alſo nicht 
umſatzſteuerbar. Die Na tionalität des Schiffes 
iſt in beiden Fällen gleichgültig. 

Daß Stettin Seehafenplatz iſt (Hinweis auf § 19 
Abſ. 4 USt DB), hat für die Frage, ob In⸗ oder Aus⸗ 
landsumſätze gegeben find. keine Bedeutung. Die 
Seehafenplätze ſind auch Inland im Sinn des Umſatz⸗ 


ſteuergeſetzes. Umſätze in Seehafenplätzen ſind dem⸗ 
gemäß als Inlandsumſätze umſatzſteuerbar (& 1 


UStG). Nur find fie unter Umſt änden von der 
Umſatzſteuer befreit (Hinweis auf § 4 Ziffer 2 
UStG). 


Zum umſatzſteuerlichen Inland rechnen auch die 
im Reichsgebiet belegenen Geſan dtſchafts⸗ 
grundſtücke ausländiſcher Mächte. Umſätze 
auf dieſen Grundſtücken ſind demgemäß als Inlands⸗ 
umſätze um ſatzſteuerbar. 


2. In den Steuergeſetzen iſt eine ausdrückliche Ab⸗ 
grenzung des Inlandsbegriffs nicht enthalten. Ein 
gewiſſer Anhaltspunkt für die Abgrenzung findet ſich 
lediglich im § 2 Abi. 1 Satz 3 GewStG. 


Di.ieſer Vorſchrift gemäß wird ein Gewerbebetrieb 
im Inland betrieben, ſoweit für ihn im Inland 
oder auf einem im inländiſchen Schiffsregiſter ein⸗ 
getragenen Kauffahrteiſchiff eine Betrieb 
tä tte unterhalten wird. Aus der Gegenüberſtellung 
„Inland oder Kauffahrteiſchiff“ könnte zwar auf den 
erſten Blick geſchloſſen werden, daß bei dieſer Regelung 
1105 einem anderen als dem itaat3- und völkerrecht⸗ 
18 Inlandsbegriff ausgegangen ſei. Dieſer Schluß 
N chi aber falſch. Die Entwicklungsgeſchichte der Vor⸗ 
Ey zeigt, daß der Sinn der beſonderen Erwähnung 
ſond chiffe nicht in der Gegenüberſtellung zum Inland, 
* a in der Klarſtellung deſſen zu ſuchen iſt, daß 
Geer das war bei der bisherigen Regelung der 
unten ſtreitig — auch eine auf einem Schiff 
ortlichen Mi Betriebſtätte trotz des Fehlens eines feſten 
den er aunfis als Betriebſtätte eines jtehen- 
geh W im Sinn der Gewerbeſteuer an⸗ 
weiterer Aiden an, Dem entſpricht es, daß in 
Grundgedane ung des in der Vorſchrift enthaltenen 
Fort dltgena gewerbeſteuerpflichtige Betriebe auch 
Sau, das ee wo für fie nur auf einem 
nicht auf nem ef n ihiffahrt dient (alfo 
hal auffahrteiſchiff), Betriebſtätten unter⸗ 
alten werden (Hinweis auf Abraham, Praktiſcher 
Führer durch das Gewerbeſteuerrecht, S. 116). 


8. 197 


Für die Abgrenzung des Inlandsbegriffs kann 
demgemäß aus der Vorſchrift des 8 2 abi. 1 Satz 3 
EewStE nur gefolgert werden, daß dabei von der 
Einbeziehung der deutſchen Handelsſchiffe in den 
Inlandsbegriff ausgegangen iſt. Inland im Sinn der 
Gewerbeſteuer und Inland im ftaatg- und völkerrecht 
lichen Sinn ſtimmen alſo in ihrem Umfang überein. 
Weil die Vorſchrift des 8 2 Abi. 1 Satz 3 GewStG, 
wie geſagt, nur den Betriebſtätten begriff klar⸗ 
ſtellen will, muß demgemäß entgegen der von Abrahom 
vertretenen Anſicht auch die auf einem Kriegsſchiff 
unterhaltene Betriebſtätte als ſteuerpflichtig im Sinn 
der Gewerbeſteuer angeſehen werden (Hinweis auf 
Reinhardt, Realſteuerreform, S. 51). Ein zum regel⸗ 
mäßigen Linienverkehr zwiſchen zwei Auslandsorten 
eingeſetztes Handelsſchiff deutſcher Flagge würde zwar, 
ſobald es ſich auf hoher See befindet, ebenfalls zum 
Inland im Sinn der Gewerbeſteuer rechnen. Eine 
Gewerbeſteuerpflicht für eine auf dem Schiff unter⸗ 
haltene Betriebſtätte kommt aber in dieſem Fall bes- 
wegen nicht in Betracht, weil es an einer hebeberechtig⸗ 
ten Gemeinde fehlt (Hinweis auf 8 13 Sat 2 
Zweite GewSt DO). gi 

Wie für das Gewerbeſteuergeſetz, ſo iſt auch für 
die anderen Steuergeſetze kein Grund einzufehen, 
warum für den von ihnen gebrauchten Inlandsbegriff 
von dem ftaats- und völkerrechtlichen Inlandsbegriff 
abgewichen werden ſollte. Daß ſich bei der fteuer- 
lichen Erfaſſung insbeſondere der Vorgänge, die auf 
Schiffen ſich abſpielen, Schwierigkeiten praktiſcher Art 
ergeben, muß für die Abgrenzung des Inlandsbegriffs 
als unerheblich außer Betracht bleiben. Schwierig“ 
keiten ſolcher Art beſtehen auch in Fällen unzweifel⸗ 
hafter Abgrenzung (3. B. für die ſteuerliche Erfaſſung 
eines von Ausländern während der Durchreiſe durch 
deutſches Feſtlandsgebiet beurkundeten Vertrags), ohne 
daß deswegen etwas gegen die Steuerbarteit des 
Vorgangs gefolgert werden könnte. 

Inland im Sinn dieſer Steuergeſetze iſt 
demgemäß gleich Inland im Sinn des Staats- 
und Völkerrechts. Das hat zur Folge, daß zum 
Inland im Sinn dieſer Steuergeſetze neben dem Feſt⸗ 


lands. und Inſelgebiet des Deutſchen Reichs die 
Dreimeilenzone, deutſche Kriegs 


ſchiffe, Handelsſchiffe deutſcher Flagge 
auf hoher See und Flugzeuge über 
ſtaatenloſen Gebieten zu rechnen find. 
Wird z. B. das Veräußerungsgeſchäft über ein 
durch Wertpapier verbrieftes Geſellſchaftsrecht an einer 
ausländiſchen Kapitalgeſellſchaft auf einem Handels⸗ 
ſchiff (Fahrgaſtſchiff) abgeſchloſſen, fo handelt es ſich 
um einen Inland s erwerb im Sinn. der 88 11 
und 17 KapVerkStG, wenn das Schiff lich innerhalb 
der Dreimeilenzone befand oder was auf hoher See, 
aber ein Handelsſchiff deuticher Flagge war. Unter 
denſelben Vorausſetzungen iſt das Schiff auch 
Inlands ort im Sinn des 817 Abſ. 2 KapVerkStG, 
ſo daß ein durch Funkſpruch zwiſchen dem Schiff und 
einem deutſchen Feſtlandsort zuſtande gekommenes 
Anſchaffungsgeſchäft als im Inland abgeſchloſſen an⸗ 
zuſehen iſt und es für die ſteuerliche Erfaſſung dahin⸗ 
geſtellt bleiben kann, ob eine der beteiligten Perſonen 
im Inland ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
hat (Hinweis auf § 17 Abſ. 1 und 2 KapVerkStG). 
Wird ein Rechtsgeſchäft auf einem Handels ⸗ 
ſchiff deutſcher Flagge auf einem deut⸗ 
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ſchen Fluß, innerhalb der Dreimeilen- 
zone oder auf hoher See beurkundet, ſo 
handelt es ſich um eine im Inland errichtete 
Urkunde im Sinn des $ 1 Ziffer 1 UrkStG. Dasſelbe 
gilt für die auf einem Kriegsſchiff vorgenom⸗ 
mene Beurkundung, und zwar in dieſem Fall auch 
dann, wenn ſich das Kriegsſchiff zur Zeit der Be⸗ 
urfundung in einem ausländiſchen Hafen 
befand. Dagegen iſt bei einer Beurkundung auf einem 
im ausländiſchen Hafen liegenden Handelsſchiff 
deutſcher Flagge nur eine ausländi ſche Urkunde 
im Sinn des § 3 UrkStG gegeben. 

Wird ein auf einem Handelsſchiff deutſcher Flagge 
auf hoher See befindlicher Gegenſtand verſichert, ſo 
befindet ſich der Gegenſtand zur Zeit des Vertrag⸗ 
ſchluſſes im Inland im Sinn des § 1 Abſ. 1 Ziffer? 
VerſStc h. Der dem Sinn dieſer Vorſchrift zu ent⸗ 
nehmenden Einſchränkung des Wortlauts gemäß iſt 
zwar für die Steuerpflicht der Zahlung des Verſiche⸗ 
rungsentgelts durch einen ausländiſchen Verſicherungs⸗ 
nehmer Vorausſetzung, daß der Gegenſtand ſich nicht 
nur zufällig, z. B. auf der Beförderung von 
einem ausländiſchen Hafen in einen anderen aus⸗ 
ländiſchen Hafen, im Inland befunden hat (Hinweis 
auf Gambke⸗ Heiliger, Kommentar zum VerſStG, 
3. Auflage, S. 63). Die Vorausſetzung wäre aber im 
gegebenen Fall zu bejahen, wenn es ſich bei dem 
verſicherten Gegenſtand z. B. um eine von dem aus⸗ 
ländiſchen Verſicherungsnehmer an einen inländiſchen 
Unternehmer vermietete und verfandte Spezial- 
buchungsmaſchine gehandelt hätte. 

Für die einmal beſtehende Steuerpflicht der 
Zahlung des Verſicherungsentgelts wäre es dann 
gleichgültig, ob das Schiff mitſamt der Maſchine das 
inländiſche Feſtlandsgebiet erreicht oder vorher 
untergeht. Bei einer Gleichſetzung des verſiche⸗ 
rungsſteuerlichen Inlandsbegriffs mit dem geographi⸗ 
ſchen Inlandsbegriff (ſo offenbar Gambke⸗Heiliger) 
könnte die Maſchine dagegen erſt dann als Inlands⸗ 
gegenſtand angeſehen werden, wenn ſie das Feſtland 
erreicht hätte. 

Mit Rückſicht auf die bereits erwähnte Ein⸗ 
ſchränkung, daß nämlich die Verſicherungsſteuerpflicht 
im Sinn des § 1 Abſ. 1 Ziffer 2 VeriSt® ein nicht 
nur zufälliges „Im⸗Inland⸗Sein“ erfordert, kann bei 
der Verſicherung von Schiffen ſelbſt nicht der jeweilige 
Standort, ſondern allein der Heimathafen ent⸗ 
ſcheidend ſein (Hinweis auf das NFH-Urteil vom 
5. Juli 1935, RStBl. S. 1133). Wird z. B. ein 
Handelsſchiff deutſcher Flagge, das zum ſtändigen 
Linienverkehr zwiſchen zwei Auslands⸗ 
orten eingeſetzt iſt, gerade während ſeines Aufent⸗ 
halts auf hoher See verſichert, ſo kommt dem⸗ 
gemäß eine Verſicherungſteuerpflicht aus § 1 Abſ. 1 
Ziffer 2 VerſStG nicht in Betracht, weil es an einem 
inländiſchen Heimathafen fehlt und der 
augenblickliche Aufenthalt auf hoher See nur als 
vorübergehender Inlandsaufenthalt zu werten iſt. 

Wird bei einer Veranſtaltung eines Konzerts auf 
einem Handelsſchiff (Fahrgaſtſchiff) deutſcher Flagge 
auf hoher See ein ausländiſcher Künſtler herangezogen, 
ſo handelt es ſich bei einer dem Künſtler gewährten 
Entſchädigung um Einkünfte aus einer im Inland 
ausgeübten Tätigkeit im Sinn der §§ 1 Abſ. 2 und 
49 Ziffer 3 EStG. Auch ausländiſches Perſonal deut⸗ 
ſcher Schiffe (wegen der Frage der unbeſchränkten 


Steuerpflicht auf Grund von inländiſchem Wohnſitz 
oder Aufenthalt Hinweis auf den nächſten Abſatz) iſt 
mit dem für ſeine Tätigkeit auf dem Schiff empfange⸗ 
nen Arbeitslohn beſchränkt einkommenſteuerpflichtig. 
Dabei iſt jedoch weniger die Tatſache entſcheidend, daß 
es ſich um eine im Inland ausgeübte Tätigkeit 
handelt (das würde nämlich nur ſolange zutreffen, als 
ſich das Schiff innerhalb der Dreimeilenzone oder auf 
hoher See befindet), ſondern maßgebend iſt allein der 
Umſtand, daß der wirtſchaftliche Erfolg 
ihrer Arbeit der inländiſchen Volks- 
wirtſchaft unmittelbar zu dienen be⸗ 
ſtimmt ift (Hinweis auf § 40 Abf. 2 Satz 2 und 3 
Zweite LSt DO). Wegen der beſonderen B efreiung 
ausländischer Arbeitnehmer im Fall nur vorüber: 
gehender Arbeitsleiſtungen für deutſche Schiffe in aus⸗ 
ländiſchen Häfen Hinweis auf § 40 Abi, 6 Zweite 
LSt DV O. 

Iſt für die ſteuerliche Erfaſſung auf den inländi- 
ſchen gewöhnlichen Aufenthalt einer Perſon ab⸗ 
geſtellt (Hinweis auf § 1 Abi. 1 EStG, § 1 Abſ. 1 
Ziffer 1 VStG, § 1 WehrStG, 8 8 Abſ. 1 Ziffer Il 
und 2 ErbStG, § 17 Abſ. 2 KapVStG und § 1 Abſ. 1 
Ziffer 1 VeriSt®), jo werden die Tatbeſtandsmerk⸗ 
male den Begriffen des Wohnſitzes und des gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalts entſprechend, wenn überhaupt, in 
der Regel im Bereich des Feſtland- und Inſel⸗ 
gebiets gegeben ſein. Abgeſehen vielleicht von dem 
Sonderfall feſt verankerter Wohnſchiffe 
muß insbeſondere die Möglichkeit eines Wohnſitzes auf 
Schiffen mit Rückſicht auf deren andauernden Orts- 
wechſel verneint werden. Wohl aber iſt bei einem 
Aufenthalt auf Schiffen die Möglichkeit eines 
gewöhnlichen Aufenthalts im Inland im 
Sinn der Steuergeſetze gegeben. 

Kapitän und Schiffsmannſchaft an Bord eines 
Handelsſchiffes deutſcher Flagge haben ihren Aufent⸗ 
halt im Inland, folange ſich das Schiff in den 
deutſchen Eigengewäſſern, der Drei- 
meilenzone oder auf hoher See befindet. 
Kapitän und Schiffsmannſchaft an Bord eines 
Handelsſchiffes nicht deutſcher Flagge haben ihren 
Aufenthalt im Inland, ſobald das Schiff in den Bereich 
der Dreimeilenzone gelangt iſt. Ihren ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalt aber haben ſie in beiden 
Fällen nicht an dem jeweiligen Standort des Schiffes, 
ſondern dort (an dem Ort oder in dem Land), wo ſie 
nicht nur vorübergehend verweilen 
(Hinweis auf 8 14 Abſ. 1 StANP®). Das wird, wenn 
das Schiff ihre dauernde Unterkunft bildet, regelmäßig 
der Heimathafen ihres Schiffes ſein. 

Kapitän und Schiffsmannſchaft eines Handels⸗ 
ſchiffs deutſcher Flagge, das zum regelmäßigen 
Linienverkehr zwiſchen einem deutſchen und 
einem ausländiſchen Hafen angeſetzt iſt, haben 
demgemäß ihren gewöhnlichen Aufenthalt im In⸗ 
land. Daran ändert es nichts, daß fie vorübergehend, 
nämlich ſolange das Schiff ſich im fremden Hoheits⸗ 
bereich befindet, im Ausland verweilen. Kapitän und 
Schiffsmannſchaft eines Handelsſchiffs deutſcher 
Flagge, das zum regelmäßigen Linienverkehr zwiſchen 
zwei ausländiſchen Häfen angeſetzt iſt, haben 
dagegen keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland. 
Daran ändert es nichts, daß ſie vorübergehend, nämlich 
ſolange ſich das Schiff auf hoher See befindet, im 
Inland verweilen. 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Abschreibungsfeeiheit 
in den sudetendeutschen Gebieten 


Nach § 2 der Verordnung zur wirtſchaftlichen 
Wiederbelebung Sſterreichs vom 23. März 1938 
(RGBl. 1 S. 309) und nach den hierzu ergangenen 
Verwaltungsanordnungen des Reichsminiſters der 
Finanzen in dem Erlaß vom 26. September 1938 
(RStBl. S. 897) können Aufwendungen für die An- 
ſchaffung oder Herſtellung von Maſchinen, Geräten 
und ähnlichen Gegenſtänden des land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen, gewerblichen oder freiberuflichen Anlage- 
vermögens mit Wirkung für die Beſteuerung auf eine 
kürzere Zeit als die betriebsgewöhnliche Nutzungs⸗ 
dauer verteilt werden, wenn beſtimmte Vorausſetzun⸗ 
gen gegeben ſind. Durch Runderlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 4. Februar 1939 iſt auch 
für die ſudetendeutſchen Gebiete eine entſprechende Ab⸗ 
ſchreibungsfreiheit zugelaſſen worden. 


Nach dem bezeichneten Erlaß können bei der Er⸗ 
mittlung des Gewinns buchführende und 
nichtbuchführende Steuerpflichtige Auf⸗ 
wendungen für die Anſchaffung oder Herſtellung von 
Maſchinen, Geräten und ähnlichen 
Gegenſtänden des land⸗ und forſtwirtſchaftlichen, 
gewerblichen oder freiberuflichen Anlage vermö— 
gens in den ſudetendeutſchen Gebieten 
auf eine kürzere Zeit als die betriebs- 
gewöhnliche Nutzungsdauer verteilen. 
Die Vorausſetzungen für dieſe Abſchreibungs⸗ 
freiheit ſind die folgenden: 


1. es muß ſich um Gegenſtände handeln, die in den 
ſudetendeutſchen Gebieten oder in dem 
anderen Reichsgebiet erzeugt oder herge- 
ſtellt find oder bei deren Einfuhr aus dem Aus⸗ 
land ein Zoll nicht zu entrichten iſt; 


die Gegenſtände müſſen fabrikneu ſein, nach 
dem 10. Oktober 1938 angeſchafft 
oder hergeſtellt und ſpäteſtens bis zum 
31. Dezember 1939 beſtellt worden fein; 


3 die Aufwendun gen für die abzuſchreibenden 
Wirtſchaftsgüter und die Ab ſchreibungen 
ſelbſt müſſen in einem beſonderen Verzeich⸗ 
Lie oder auf einem beſonderen Sachkonto 
En süetpiefen werden. Das gilt auch für nicht⸗ 

uchführende Steuerpflichtige. 


Sterne heeitig ind in dem Erlaß einige bisher in 


„aufgetretene Zweifels ragen geklärt worden: 
bewegt nl ichen! Gegenſte nden ſind alle 
G ch körperlichen eee e f 
ren, der Tiere zu verſtehen. ich 

es 5. B. Grund ſtücke, Gebäude oder 
Beteilig eile, Rechte (Patente uſw.) und 
Oder Herſtenn een. Vor der Anſchaffung 

er Herſtellung dürſen Abſchreibungen nicht vor⸗ 
un werden. Als Anſchaffung gilt nicht 

ie Beſtellung, ſondern die Lieferung des Gegen- 


ſtands. Auf den Zei E 
nicht an. Zeitpunkt der Zahlung 1 


Ocdnungstealen niclit abzugsfähig 


8 1 Abſatz 3 des Steueranpaſſungsgeſetzes gemäß 
können Ordnungſtrafen bei der Ermittlung des Ein⸗ 
kommens nicht abgezogen werden (Rdc⸗Erlaß vo 
4. Februar 1939, RStBl. S. 251). Gdl, 


Schmiergelder nicht abzugsfähig 


Der Reichsfinanzminiſter hat durch Erlaß vom 
26. Januar 1939 8 2118 — 255 III das folgende ange⸗ 
ordnet: 

§ 1 Abſatz 3 des Steueranpaſſungsgeſetzes gemäß 
ſind Tatbeſtände nach nationalſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung zu beurteilen. Demgemäß können 
Schmiergelder, die an Inländer gezahlt werden, bei der 
Ermittlung des Einkommens nicht abgezogen 
werden. 

Der Erlaß enthält keine Beſtimmung des Be⸗ 
griffs der Schmiergelder. Aus dem Einleitungsſatz 
iſt aber zu ſchließen, daß er weit auszulegen iſt. Die 
Abgrenzung wird ſich nach den folgenden Geſichtspunk⸗ 
ten beſtimmen: Nicht abzugsfähig ſind alle Aufwendun⸗ 
gen, durch die wirtſchaftliche Vorteile unter Verſtoß gegen 
das Leiſtungsprinzip angeſtrebt werden, wenn das Han⸗ 
deln des Gebers oder des Empfängers die Intereſſen der 
Deutſchen Geſamtwirtſchaft beeinträchtigt. Hinweis auf 
die Ausführungen von Barske in der Deutſchen Steuer- 
Zeitung 1939 Nr. 4. Auch die in dem Aufſatz erwähn⸗ 
ten unzuläſſigen Preis nachläſſe werden 
unter das Abzugsverbot fallen. Dafür ſpricht ſchon der 
Umſtand, daß Geber und Empfänger ſolche Zuwendun⸗ 
gen in der Regel nicht durch ihre Bücher laufen laſſen, 
ſondern ſie als nichtbetriebliche Vorfälle behandeln „Diele 
eigene Auffaſſung der Steuerpflichtigen iſt auch für die 
ſteuerliche Gewinnermittlung maßgebend. Die Zulaſſung 
der Abzugsfähigkeit würde dazu führen, daß das Finanz⸗ 
amt ein Verhalten deckt, das gegen die Sauberkeit der 
wirtſchaftlichen Geſchäftsgebarung und unter Umſtänden 
gegen die ausdrücklichen Anordnungen zuſtändiger 
Wirtſchaftsorgane verſtößt. 

Wenn dagegen eingewendet wird, das Abzugsver⸗ 
bot der unlauteren Ausgaben müſſe auch zu einem 
Verzicht auf die Erfaſſung der auf unlautere Weiſe er⸗ 
zielten Einnahmen führen, ſo iſt das abwegig. (Hin. 
weis auf § 5 Abſatz 2 StAnpGh). Das Recht will nicht 
die Gleichſtellung des unanſtändigen mit dem anſtän⸗ 
digen Volksgenoſſen, ſondern es will, daß der anſtändige 


Volksgenoſſe beſſergeſtellt iſt als der e 
eu, 


Bürgersteuer im Land Österreich 
und in den sudetendeutschen gebieten 


Durch die Neunte Verordnung zur Ein⸗ 
führung ſteuerrechtlicher Vorſchriſten 
im Land Öfterreih vom 20. Januar 1939 
(RGBl. I S. 59) und durch die Sechſte Verord ; 
nung zur Einführung ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften in den ſudetendeutſchen 
Gebieten vom gleichen Tag (RGBl. J S. 69) 
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ift nunmehr auch die Bürgerfteuer im Land Oſter⸗ 

reich und in den ſudetendeutſchen Gebieten eingeführt 

worden. Die Verordnungen ſind im Reichsſteuerblatt 

1938 S. 177 und S. 183 abgedruckt. Die beiden Ein⸗ 

führungsverordnungen enthalten jeweils eine in 

ſich geſchloſſene ſelbſtändige Regelung 
des Bürgerſteuerrechts. Sie ſtimmen, von 
wenigen Ausnahmen abgeſehen, inhaltlich überein. 
Die Einführungsverordnungen lehnen ſich eng an 

die Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes vom 20. No⸗ 
vember 1937 (RGBl. I S. 1261) in der Faſſung des 
Erſten Geſetzes zur Anderung des Bürgerſteuergeſetzes 
vom 31. Oktober 1938 (RGBl. 1 S. 1543) an. Ein 
großer Teil der Vorſchriften der Einführungsverord⸗ 
nungen deckt ſich wörtlich mit den Bürgerſteuervor⸗ 
ſchriften des Altreichs. Beſonders hervorzuheben ſind 
aber die beiden folgenden Abweichungen: 

1. im Land Sſterreich und in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten wird die Bürgerſteuer nicht für das ganze 
Kalenderjahr 1939, ſondern nur für die 
Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1939, alſo in 
Höhe von drei Vierteln des Bürger⸗ 
ſteuerjahresbetrags, erhoben; 

2. im Hinblick darauf, daß in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten für das Kalenderjahr 1939 auf die Ausſchrei⸗ 
bung von Steuerkarten für die Zwecke des Steuer⸗ 
abzugs vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) verzichtet wer⸗ 
den mußte, konnte eine Anforderung der Bürger⸗ 
ſteuer für die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 
1939 nicht auf der Steuerkarte erfolgen. Um gleich⸗ 
wohl die Erhebung der Bürgerſteuer bei Arbeitneh⸗ 
mern im Abzugsverfahren ſicherzuſtellen, iſt in bei⸗ 
den Einführungsverordnungen ein ſogenannter 
Einbehaltungsbeſcheid vorgeſehen. Dieſer 
Beſcheid ſoll die vierte Seite der Steuerkarte erſetzen. 
Die gleiche Regelung iſt für das Land Oſterreich ge⸗ 
troffen. Hier ſind zwar Steuerkarten für das Ka⸗ 
lenderjahr 1939 ausgeſchrieben worden. Eine An- 
forderung der Bürgerſteuer auf der Steuerkarte war 
aber zur Zeit der Ausſchreibung der Steuerkarten 
noch nicht möglich. 


Es iſt damit zu rechnen, daß zu den beiden Einfüh⸗ 
rungsverordnungen noch ein Runderlaß des Reichsmini⸗ 
ſters der Finanzen ergehen wird. 


Einheitsbewectung dec gewerblichen 
Betriebe u. Veranlagung der Vermögen- 
steuer und dec Aufbringungsumlage 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat am 
28. Januar 1939 die Zweite Verordnung zur Ein- 
heitsbewertung der gewerblichen Betriebe und zur 
Veranlagung der Vermögenſteuer und der Auf- 
bringungsumlage erlaſſen (RGBl. ] S. 92). 

§ 1 der Verordnung gemäß wird die nächſte 
Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte 
nach dem Stand vom 1. Januar 1940 vorgenom⸗ 
men. 

§ 2 der Verordnung gemäß wird die nächſte 
Hauptveranlagung der Vermögen⸗ 
ſteuer und der Aufbringungsumlage nach dem 
Stand vom 1. Januar 1940 vorgenommen. 


Geltungsdauer der Vorschriften 
über die Reichstluchtsteuer 

Durch das Geſetz vom 1. Februar 1939 (RGBl. I 
S. 125) iſt die Geltungsdauer der Vorſchriften über 
die Reichsfluchtſteuer bis zum Ablauf des 31. Dezem⸗ 
ber 1939 verlängert worden. 

Die Vorſchriften ſind im übrigen nicht geändert 
worden. Gdl. 


Feuerschutzsteuergesetz 


Im Reichsgeſetzblatt 1 S. 113 iſt das Feuer⸗ 
ſchutzſteuergeſetz (Feuerſch St) vom 1. Februar 1939 
veröffentlicht. 

Das Geſetz tritt an die Stelle der verſchiedenen 
Vorſchriften, nach denen bisher in den Ländern Ab⸗ 
gaben zur Förderung des Feuerlöſchweſens und des 
vorbeugenden Brandſchutzes erhoben wurden. 

Der Steuer unterliegt die Entgegennahme von 
Verſicherungsentgelten aus Feuerverſicherungen, wenn 
die verſicherten Gegenſtände bei der Entgegennahme 
des Verſicherungsentgelts im Inland ſind. Sie iſt 
von den Feuerverſicherungsunternehmungen zu ent⸗ 
richten. 

Die Inkraftſetzung des Geſetzes im Land Oſter⸗ 
reich und im Sudetenland bleibt vorbehalten. 

Die Durchführungsbeſtimmungen zum Feuer⸗ 
ſchutzſteuergeſetz (Feuerſchst DB) vom 1. Februar 
1939 find im RGBl. 1 ©. 116 veröffentlicht. 

Gdl. 
. * * 
Wegfall der gemeindebiersteuert 

Im Geſetz zur Anderung des Bierſteuergeſetzes 
vom 21. Dezember 1938, RGBl. 1 S. 1897, iſt die 
Gemeindebierſteuer in die Reichsbierſteuer eingebaut 
worden. Das Geſetz iſt im Altreichsgebiet am 
1. Januar 1939 in Kraft getreten. 

Damit ſind die Gründe für eine Weitererhebung 
der Gemeindebierſteuer über den 30. September 1933 
hinaus (Hinweis auf das Vierte Geſetz zur Anderung 
des Finanzausgleichs vom 30. September 1888, 
RGBl. IS. 1321) hinfällig geworden. 

Die Verordnung über das Inkrafttreten von Vor⸗ 
ſchriften des Finanzausgleichs vom 23. Dezember 1938, 
RGBl. I S. 1965, beſtimmt daher, daß die Vorſchriften 
des Dritten Geſetzes zur Anderung des Finanz⸗ 
ausgleichs vom 31. Juli 1938, RGBl. I S. 966, über 
den Landesanteil an der Reichsbierſteuer und über das 
Verbot der Erhebung der Gemeindebierſteuer am 
1. Januar 1939 in Kraft treten. 

Durch das Verbot der Erhebung der Gemeinde⸗ 
bierſteuer ab dem 1. Januar 1939 iſt die Einhebung 
und Beitreibung der Gemeindebierſteuerbeträge, bei 
denen die Steuerſchuld vor dem 1. Januar 1939 ent⸗ 
ſtanden iſt, unberührt geblieben. Die Gemeinden und 
Gemeindeverbände haben daher 96 v. H. dieſer Steuer⸗ 
beträge, ſoweit ſie für die Zeit vom 1. Oktober bis 
31. Dezember 1938 zu erheben ſind, dem Erlaß vom 
26. Oktober 1938, LG 4243 — 71 J, gemäß an das 
Finanzamt (Finanzkaſſe) abzuliefern. 

Von dem Aufkommen an Reichsbierſteuer vom 
1. Januar 1939 ab erhalten die Länder nur noch 
10 v. H. Lo. 

*) Hinweis auf die Eildienſt⸗Nachrichten Nr. 41 der 
Dotz 1938. \ 


geld, Kredit und öffentliche Finanzen 

Zwangsvollſtreckungen im Sudetenland. Der 
Reichsminiſter der Juſtiz hat durch Verordnung vom 
14. November 1938 (RGBl. 1 S. 1609) eine Reihe von 
Vollſtreckungsbeſchränkungen angeordnet, die bis zum 
31. Dezember 1938 befriſtet waren. Durch die Dritte 
Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Zwangsvollſtreckungen in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten vom 28. Januar 1939 (RGBl. 1 S. 108) wird 
die Geltungsdauer dieſer Vollſtreckungsbeſchränkungen 
bis zum 31. März 1939 verlängert. 


* 


Zündwarenſteuergeſetz. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat am 26. Januar 1939 die neue Faſſung 
des Zündwarenſteuergeſetzes bekanntgemacht (RGBl. I 
S. 92). 

* 

Süßſtoffgeſetz. Die Reichsregierung hat im 
Reichsgeſetzblatt Teil 1 Seite 111 ein neues Süßſtoff⸗ 
geſetz vom 1. Februar 1939 verkündet. 


Großer Erfolg des Poſtſparkaſſendienſtes. Im Ja⸗ 
nur 1939 ſind insgeſamt 175 000 Poſtſparbücher mit 
einer Geſamteinlage von 15,2 Millionen Reichsmark 
ausgeſtellt worden. Auf ein Poſtſparbuch entfällt unter 
Berückſichtigung der Rückzahlungen eine Durchſchnitts⸗ 
einlage von 82 Reichsmark. 


1 


Spareinlagen im Dezember 1938. Es ergibt ſich 
das folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


1937 1038 
Einzahlungen 520,4 614,4 
Auszahlungen 459,8 540,8 
Einzahlungsüberſchuß 80,6 78,8 
Zinsgutſchriften 148,0 191,2 
Zunahme 208,6 264,8 

Einzahlungen Auszahlungen 
November 1938 578,7 390,7 
Dezember 1938 614, 540,8 
Wah mee 40,7 150,1. 


Stand der Geſamteinlagen (Spar- und Konto- 


korrenteinlagen) am Schluß der Monate in Millionen 
Reichsmark: 2 


Dezember 1934 14 076,4 
Dezember 105. 15 581,4 
Dezember 193vṼ 16 680,6 
Dezember 1937 18 282,9 

ezember 1938 20 564,8. 


7 al 


8 Sudeten für inländiſches Nadelſchnittholz 
1 10 1 515 Der Reichskommiſſar für die Preis- 
5 9 m urch Verordnung vom 21. Januar 1939 
ideen 5.99) die Verordnung über die Preis- 
1 ung für inländiſches Nadelſchnittholz vom 

Oktober 1938 im Sudetenland eingeführt. 


Wirtſchaftlicher Beo ba 


Einſchränkung der Kraftfahrzeugtypen. Der Gene⸗ 
ralbevollmächtigte für das Kraftfahrzeugweſen, Oberſt 
von Schell, ſprach am 3. Februar 1939 auf Ein⸗ 
ladung der Wirtſchaftskammer Heſſen in Frankfurt a. M. 
Er führte u. a. aus, daß es heute 335 verſchiedene 
Kraftfahrzeugtypen gebe. Dabei ſeien die An⸗ 
hänger, Schlepper und Omnibuſſe noch nicht berückſichtigt. 
Von dieſem 335 Kraftfahrzeugtypen würden 270 weg⸗ 
fallen. Die Zahl der 113 Laſtkraftwagen⸗ 
typen werde noch im Jahr 1939 auf 14 bis 15 Typen 
herabgeſetzt. Statt der 15 verſchiedenen Tonnengrößen 
werde es in Zukunft nur noch 4 verſchiedene 
Tonnengrößen geben. Auch bei den 52 Per⸗ 
ſonenkraftwagentypen ſei eine große Ein⸗ 
ſchränkung der Typen vorgeſehen. Von den 150 
Kraftradtypen würden etwa 120, von den 20 
Dreiradtypen etwa 16 bis 18 wegfallen. Über⸗ 
ſetzt ſei auch der Handel mit Kraftfahrzeugen. Durch 
Wegfall des Wettbewerbs würden ſich manche Zuſammen⸗ 
legungsmöglichkeiten ergeben und dadurch wertvolle 
Arbeitskräfte für andere Zwecke frei. Für die ver⸗ 
bleibenden Kraftfahrzeugtypen werde 
die Induſtrie eine Forſchungsanſta It errichten. 
Die Leitung dieſer Forſchungsanſtalt werde Prof. Dr. 
Porſche übertragen. 


Zuſammenſchluß von Bergbauberechtigten in 
Sſterreich und im Sudetenland. Der Beauftragte für 
den Vierjahresplan hat durch Verordnung vom 
31. Januar die Gültigkeit der Verordnung über den 
Zuſammenſchluß von Bergbauberechtigten vom 
23. Juli 1937 auf das Land Sſterreich und das 
Sudetenland ausgedehnt. A 


Überwachung des Diamantenhandels. Die über- 
wachungsſtelle für Waren verſchiedener 
Art hat mit Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters 
eine Anordnung V 22 erlaſſen. Danach iſt für ge⸗ 
werbsmäßige Käufer von loſen ge⸗ 
ſchliffenen Diamanten im Inland eine Zu⸗ 
laſſung der überwachungsſtelle erforderlich. Die Anord⸗ 
nung iſt im Deutſchen Reichsanzeiger Nr. 8 vom 10. Ja⸗ 
nuar 1939 veröffentlicht. Die Anordnung gilt auch für 
das Land Oſterreich, aber vorläufig nicht für das Sude⸗ 
tenland. 


verlängert worden. Die Anordnung gilt auch für das 
Land Oſterreich, 
Gebiete. 


Verlängerung des Beſchränkung der Herſtellung von 
— und Zubehörerzeugniſſen. Der Reichs 
wirtſchaftsminiſter hatte durch Anordnung vom 3. Juli 
1936 die Herſtellung von Kraftfahrzeugteilen und Zu⸗ 
behörerzeuanifien beſchränkt. Nach einer Anordnung vom 
90. Dezember 1988 iſt die Geltungsdauer der Anord⸗ 
nung vom 8. Juli 1936 bis zum 81. März 1940 ver; 
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längert worden. Die Anordnung gilt auch für das Land 
Oſterreich, betrifft aber nicht die ſudetendeutſchen Gebiete. 


* 


Anordnung über die Errichtung und Erweiterung 
von Magneſitbetrieben. Der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter hat eine Anordnung über die Errich⸗ 
tung und Erweiterung von Anlagen zur Gewinnung von 
Magneſit und zur Herſtellung von Magneſit⸗ 
erzeugniſſen erlaſſen. Das Errichtungs⸗ und 
Erweiterungsverbot iſt bis 30. September 1940 be⸗ 
friſtet. Die Anordnung betrifft nicht die ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebiete. Zweck der Anordnung iſt es, den un⸗ 
nötigen Aufſchluß neuer Magneſit⸗ 
gruben zu unterbinden. 


* 


Verlängerung der Errichtungsbeſchränkung für 
Holzwolle⸗Erzeugungsanlagen. Der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter hatte durch eine Anordnung 
vom 11. September 1936 die Errichtung und Erweite⸗ 
rung von Holzwolle⸗Erzeugungsanlagen verboten. 
Die Errichtung und Erweiterung von Holzwolle⸗ 
Erzeugungsanlagen iſt nunmehr durch eine weitere 
Anordnung des Reichswirtſchaftsminiſters bis 31. De⸗ 
zember 1939 verboten worden. 


* 


Höchſtpreiſe für Gummiabfälle und Altgummi. 
Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
hat die Überwachungsſtelle für Kaut⸗ 
ſchuk und Aſbeſt ermächtigt, mit ſeiner Ein⸗ 
willigung Höchſtpreiſe für Gummiabfälle und 
Altgummi feſtzuſetzen. Die Preiſe für Gummiabfälle 
und Altgummi ſind im Deutſchen Reichsanzeiger be⸗ 
kanntzugeben. Die Verordnung iſt mit Wirkung ab 
1. Januar 1939 in Kraft getreten. 


Industrie 


Errichtung einer Wirtſchaftskammer Sudetenland. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat eine An⸗ 
ordnung über die Errichtung einer Wirtſchaftskam⸗ 
mer Sudetenland erlaſſen. Geſchäftsſtelle der Wirt⸗ 
ſchaftskammer Sudetenland iſt die Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer in Reichenberg. 


* 


Deutſchlands Erdölerzeugung von Januar bis 
Oktober 1938. Entwicklung in 1000 Tonnen: 


Januar bis Dezember 1937 . 453 
Januar bis Oktober 1988. 48385. 


Das Haupterzeugungsgebiet iſt wie bisher 
Nienhagen, jedoch hat ſich der Anteil der Erzeu⸗ 
gung aus dem übrigen Deutſchland gut entwickelt. 


* 


Kautſchukverbrauch wichtiger Länder im Jahr 
1938. Entwicklung in 1000 Tonnen: 


1935 1936 1937 1938 
Amerika 492 575 545 411 
Selen Br, 37 99 79 118 106 


Deutſchland . 63 72 95 92. 


Nutzholzeinfuhr im Forſtwirtſchaftsjahr 1938. Die 
Einfuhr von Rundholz, Schnittholz, 
Papierholz und Zellſtoffholz hat ſich im 
Forſtwirtſchaftsjahr 1938 (1. Oktober bis 30. Septem⸗ 
ber) wie folgt entwickelt: 


Forſt⸗ Wert Menge 
wirtſchafts⸗ in 1000 in 1000 
jahr RM Tonnen 
1936 213 555 5 176,1 
193708 "el : 207 761 4 038,7 
19238 “L 268 806 4 428,1. 


*) Ab April ohne Hſterreich. 


„Miag“ Mühlenbau und Induſtrie AG, Braun⸗ 
ſchweig. Die Verwaltung der Häfen und Waſſer⸗ 
verkehrswege in Bukareſt hat der „Miag“ 
Mühlenbau und Induſtrie AG in Braun⸗ 
ſchweig einen Auftrag auf Lieferung der maſchinellen 
und elektriſchen Einrichtungen von neunund⸗ 
zwanzig Getreideſiloanlagen erteilt. Der 
Geſamtwert der Beſtellung beträgt etwa fünf Millionen 
Reichsmark. Außerdem wird ein großer Teil der Silo⸗ 
gebäude von einem Deutſchen Unternehmen errichtet. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 

Betriebe und Zweigniederlaſſungen ausländiſcher 
Unternehmungen im Sudetenland. Durch eine Ver⸗ 
ordnung über Betriebe und Zweigniederlaſſungen 
ausländiſcher Unternehmungen in den ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebieten vom 20. Januar 1939 (RGBl. I S. 57) 
wird das folgende angeordnet: 


Ausländiſche Unternehmungen, die im Sudeten⸗ 
land einen Betrieb oder eine Zweigniederlaſſung 
unterhalten, können aufgefordert werden, ihren Be⸗ 
trieb oder ihre Zweigniederlaſſung binnen einer 
beſtimmten Friſt zu einem ſelbſtändigen Unternehmen 
mit dem Sitz im Deutſchen Reich umzugeſtalten. 
Kommt ein Unternehmen der Aufforderung nicht nach, 
ſo kann ihm die weitere gewerbliche Betätigung im 
Sudetenland unterſagt werden. Außerdem kann an⸗ 
geordnet werden, daß der Betrieb oder die Zweig⸗ 
niederlaſſung binnen einer beſtimmten Friſt veräußert 
oder abgewickelt werden. Zur Fortführung der Be⸗ 
triebe oder der Zweigniederlaſſungen während der 
geſtellten Friſt ſowie zur Herbeiführung der Veräuße⸗ 
rung oder Abwicklung kann ein Treuhänder beſtellt 
werden. 


Kohlenwirtſchaft im Sudetenland. Durch Ver⸗ 
ordnung vom 31. Januar 1939 (RGBl. 1 S. 132) 
werden die reichsrechtlichen Vorſchriften über die 
Regelung der Kohlenwirtſchaft im Sudetenland ein⸗ 
geführt. Das ſudetendeutſche Gebiet wird zur Bildung 
von Syndikatszuſammenſchlüſſen in drei Bergbau⸗ 
bezirke eingeteilt: 


1. Bezirk des weſtlichen Braunkohlen⸗ und Stein⸗ 
kohlenbergbaues (nordweſtböhmiſches Becken, Fal⸗ 
kenaubecken, Elbogenbecken, Karlsbader Becken, 
Steinkohlengruben bei Pilſen), 


2. Bezirk des Schatzlarer Steinkohlenbergbaues, 
3. Bezirk des öſtlichen Steinkohlenbergbaues. 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr.7 / 18. Febr. 1839 S. 203 
———— 


Im weſtlichen Braunkohlen⸗ und Steinkohlen⸗ 
bezirk wird ein neues Kohlenſyndikat gebildet. Der 
Bezirk des Schatzlarer Steinkohlenbergbaues wird 
dem Bezirk des niederſchleſiſchen Steinkohlenberg⸗ 
baues zugeteilt, der Bezirk des öſtlichen Steinkohlen⸗ 
bergbaues wird dem Bezirk des oberſchleſiſchen Stein⸗ 
kohlenbergbaues zugeteilt. 


* 


Apothekenrecht im Sudetenland. Der Reichs⸗ 
miniſter des Innern hat durch Verordnung vom 
4. Februar 1939 (RGBl. I Seite 128) die Reichs⸗ 
apotheker⸗Ordnung und durch Verordnung vom 
6. Februar 1939 (RG Bl. I Seite 155) das Apotheken⸗ 
verpachtungsgeſetz im Sudetenland eingeführt. 


Verkehr 


Vorſchriften über den Straßenverkehr im Su⸗ 
detenland. Der Reichsverkehrsminiſter hat durch 
Verordnung vom 8. Februar 1939 eine Reihe von 
reichs rechtlichen Vorſchriften über den Straßenverkehr 
im Sudetenland eingeführt. 

Am 15. Februar 1939 treten 

das Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
vom 3. Mai 1909 in der Faſſung des Geſetzes vom 
21. Juli 1923, 

die Straßenverkehrszulaſſungsordnung vom 13. No⸗ 
vember 1937, 

die Verordnung über die Ausbildung von Kraft⸗ 
fahrzeugführern vom 21. Dezember 1933 


und eine Reihe anderer Verordnungen im Sudeten⸗ 
land in Kraft. 


Die nach bisherigem Recht ausgeſtellten und am 
31. Dezember 1938 gültigen Führerſcheine behalten 
bis auf weitere Anordnung Gültigkeit. 
Als Unterſcheidungszeichen gelten: 
für die Regierungsbezirke Karlsbad, Auſſig und 
Troppau: „8“, 
für die an Preußen, Bayern, und Hſterreich an⸗ 
gegliederten Gebietsteile: deren Unterſcheidungs⸗ 
zeichen. 
Zahl der Rundfunkteilnehmer im Jahr 1938. Die 
Zahl der Rundfunkteilnehmer im Altreich betrug: 


am 1. Januar 1938 9 087 454 
am 1. April 19388 9 574 791 
am 1. Juli 1888 9 541 883 
am 1. Oktober 1938 9 754 677 
am 1. Januar 1939 . 10821 858. 


Am 1. Januar 1939 waren im Land Oſterreich 681 161 
Rundfunkempfangsanlagen vorhanden. Die Geſamt⸗ 
zahl der Rundfunkteilnehmer in Großdeutſchland 
(ohne die ſudetendeutſchen Gebiete) betrug am 1. Ja⸗ 
nuar 1939 11503 019. 


* 


21 Einführung der Rundfunkbeſtimmungen des 
Ültreichs im Sudetenland. Vom 1. Januar 1939 ab 
ag die Beſtimmungen des Altreichs über den Rund⸗ 
a auch für die ſudetendeutſchen Gebiete. Die 
onatögebühr für die Rundfunkgenehmigung iſt für 
oteſe Gebiete auf 1,20 Reichsmark feſtgeſetzt worden. 


Luftpoſtmarken. Die noch gültigen Luftpoſtmarken 
der Ausgabe 1934 verlieren am 31. Dezember 1939 
ihre Gültigkeit zum Freimachen von Poſtſendungen. 
Neue Luftpoſtmarken werden nicht mehr hergeſtellt. 


* 


Sonderpoſtwertzeichen. Die Deutſche Reichspoſt 
gibt zur Internationalen Automobil- und Motorrad⸗ 
Ausſtellung in Berlin drei Sondermarken zu 6 + 4 
10 Rpf., 12 + 8 — 20 Rpf. und 25 + 10 = 35 Rpf. 
heraus, die auch im Auslandsdienſt verwendet werden 
können. Die Marken zeigen einen der erſten Kraft⸗ 
wagen, einen Deutſchen Rennwagen und den Kd ⸗ 
Volkswagen. Die Zuſchläge fließen dem Kulturfonds 
des Führers zu. 


* 


Poſtanweiſungen und Poſtaufträge nach Frank⸗ 
reich. Die Höchſtbeträge für Poſtanweiſungen und 
Poſtaufträge nach Frankreich, Algerien und Tunis 
find ab dem 1. Februar 1939 von 8000 auf 12 000 
franzöſiſche Franken erhöht worden. 


Fernſprechdienſt mit Eſtland und Lettland. Vom 
1. Februar 1939 ab find das Land Oſterreich und die 
ſudetendeutſchen Gebiete in den Fernſprechgebührentarif 
mit Eſtland und Lettland eingegliedert worden. 


* 


Wertbrief⸗ und Wertpaketdienſt im Sudetenland. 
Vom 10. Februar 1939 ab nehmen alle Amter und 
Amtsſtellen der Deutſchen Reichspoſt im Sudetenland 
am Wertbrief- und Wertpaketdienſt teil. 


Acbeit und Soziales 

Arbeitszeitvorſchriften im Sudetenland. Der 
Reichsarbeitsminiſter hat das Jugendſchutzgeſetz und 
die Durchführungsverordnung zum Jugendſchutzgeſetz, 
die Arbeitszeitverordnung und die Ausführungsver⸗ 
ordnung zur Arbeitszeitverordnung ſowie das Geſetz 
über die Arbeitszeiten in Bäckereien und Kondito⸗ 
reien und die Ausführungsbeſtimmungen dazu mit 
Wirkung vom 1. März 1939 im Sudetenland ein⸗ 
geführt (Verordnung vom 31. Januar 1939, RGBl. I 
S. 154). 


Ernährung und Landwirtschaft 

Reichsumlegungsrecht im Sudetenland. Der 
Reichsminiſter für Ernährung und Sanbiwictiäioft hat 
das Umlegungsgeſetz vom 26. Juni 1936, die Reichs⸗ 
umlegungsordnung vom 16. Juni 1937 und die Erſte 
Verordnung zur Reichsumlegungsordnung vom 
27. April 1938 mit Wirkung ab dem 1. Januar 1939 
im Sudetenland eingeführt (RGBl. 1 S. 164). 


inmoſternte 1938. Die Weinmoſternte 1938 
ee En mengenmäßig hinter dem Ertrag des 
Noriabrs zurück. Die Weinmoſternte 1938 wird auf 
24 Millionen Hektoliter geſchätzt, etwa 0,15 Millionen 
Hektoliter oder 5,9 v. H. weniger als im Jahr 1937. 
Yon der Weinmoſternte 1938 wurden 51,4 v. H. mit 
ut, 44,2 v. H. mit mittel beurteilt. 
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und Wietschaft des Auslandes 

Selbſtſchutzmaßnahmen der memeldeutſchen Holz⸗ 
wirtſchaft. Die memeldeutſche Holzwirtſchaft ſteht vor 
dem Zuſammenbruch. Zum Schutz der Holzwirtſchaft 
und der Holzfacharbeiter iſt in Memel eine „Memel⸗ 
deutſche Fachgruppe für Holz“ gegründet 
worden. In dieſer Fachgruppe ſollen alle an der Holz⸗ 
wirtſchaft beteiligten Memeldeutſchen zuſammenge⸗ 
ſchloſſen werden. 

Argentinien, Ausdehnung der Gültigkeit des 
Deutſch⸗ argentiniſchen Verrechnungsabkommens auf 
Oſterreich und das Sudetenland. Die Beſtimmungen 
des Deutſch⸗argentiniſchen Verrechnungsabkommens 
ſind durch eine Vereinbarung zwiſchen der Deutſchen 
und der argentiniſchen Regierung auf das Land Sſter⸗ 
reich und das Sudetenland ausgedehnt worden. Das 
Merkblatt über die Art und Weiſe der Zahlungen für 
die Wareneinfuhr aus Argentinien iſt in der Anlage 
zu Runderlaß 4/38 Deviſenſtelle — 2/38 Über⸗ 
wachungsſtelle bekanntgegeben. Das Merkblatt gilt 
auch für das Land Oſterreich und das Sudetenland. 


Dänemark. Deutſch⸗däniſche Wirtſchaftsverein⸗ 
barungen. Zwiſchen Deutſchland und Dänemark haben 
Wirtſchaftsbeſprechungen ſtattgefunden, in denen die 
Zahlungswertgrenzen für das erſte 
Kalendervierteljahr 1930 feſtgeſetzt wurden. 


Holland. Der Außenhandel mit Deutſchlaud im 
Jahr 1938. Entwicklung in Millionen Gulden: 


Ausfuhr Einfuhr Hollands 

nach aus Einfuhr⸗ 

Deutſchland überſchuß 
Dezember 1977 18 26 8 
Dezember 1938838 . 12 2⁵ 18 
Januar bis Dezember 1937 176 327 151 
Januar bis Dezember 1938 154 301 147. 


Irland. Deutſch⸗iriſcher Warenverkehr. Deutſch⸗ 
land und Irland haben vereinbart, daß das Deutſch⸗ 
iriſche Warenabkommen vom 28. Januar 1985 mit 
Wirkung ab dem 1. Januar 1939 auf das Land 
Oſterreich und die ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete ausgedehnt wird. — Die Beſtimmungen des 
Runderlaſſes 37/38 Deviſenſtelle — 16/38 
Überwachungsſtelle finden ſinngemäß Anwendung auf 
das Land Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete 
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Polen. Anträge auf Beſtellungen im Rahmen des 
Deutſchen Warenkredites. Das polniſche Handelsmini⸗ 
ſterium hat fünfzig Anträge polniſcher Firmen begut⸗ 
achtet, die von dem Deutſchen Warenkredit 


für Anlagegüter Gebrauch machen wollen. Der Wert 
der Beſtellungen beträgt etwa ſechzig Millionen Zloty. 
Die Landwirtſchaftsbank prüft zur Zeit die Kredit⸗ 
würdigkeit dieſer Firmen. Von der Prüfungs⸗ 
kommiſſion werden insbeſondere Beſtellungen für 
Anlagegüter in der Kraftfahrzeug⸗ 
induſtrie berückſichtigt. Die polniſchen Wünſche 
werden den Deutſchen Stellen vorgelegt, die über die 
Annahme oder Ablehnung eines Auftrages entſcheiden. 


Portugal. Der Warenverkehr mit Deutſchland. 
Der Geſamtumfang des Warenverkehrs (Einfuhr und 
Ausfuhr) zwiſchen Deutſchland und Portugal hat ſich 
wie folgt entwickelt (in Millionen Reichsmark): 

Januar bis September 1937 43,8 
Januar bis September 1938 . 48,7. 


Bei der Deutfhen Ausfuhr nad Portugal 
handelt es ſich außer Kohlenlieferungen insbeſondere 
um Lieferungen der chemiſchen Induſtrie und der 
Eiſeninduſtrie. Bei der Deutſchen Einfuhr 
aus Portugal handelt es ſich insbeſondere um 
Zuchtvieh, Schlachtvieh und Fiſchkonſerven. 


Spanien. Deutſch⸗nationalſpaniſche Vereinbarung 
über Holzlieferungen. Zwiſchen Deutſchland und 
Nationalſpanien haben Verhandlungen über Holz⸗ 
lieferungen aus Spaniſch⸗Guinea nach Deutſchland 
ſtattgefunden. Ergebnis: Außer beſtimmten Reſt ; 
lieferungen für 1938 find für 1989 und 1940 je 60 000 
Tonnen Ocoumé⸗Holz für die Lieferung nach 
Deutſchland vorgeſehen. Das Ocoumé⸗Holz wird ins⸗ 
beſondere in der Sperrholzerzeugung benötigt. Außer⸗ 
dem iſt mit Nationalſpanien die Bildung eines 
forft- und holzwirtſchaftlichen Aus⸗ 
ſchuſſes beſchloſſen worden, wie er mit zahlreichen 
Ländern, wie Lettland, Litauen, Ungarn, Rumänien, 
Jugoflawien, Italien und Frankreich, beſteht. 


Schweiz. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Dezember 1938. Entwicklung in Millionen Franken: 


Ausfuhr Einfuhr Schweizeriſcher 
nach aus Einfuhr⸗ 
Deutſchland überſchuß 
September 1938 17,1 34,1 17,0 
Oltober 1938 18,4 34,8 15,9 
November 1938. 18,0 81,8 13,8 
Dezember 19388. 22,0 83,6 11,6. 


* 


Ungarn. Ausdehnung der Gültigkeit des Deutſch⸗ 
ungariſchen Verrechnungsabkommens auf die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete und die oberungariſchen Gebiete. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter gibt durch 
Runderlaß 1/39 Deviſenſtelle — 1/39 Überwachungs⸗ 
ſtelle vom 5. Januar 1939 bekannt, daß die Gültigkeit 
des Deutſch-ungariſchen Verrechnungsabkommens auf 
die ſudetendeutſchen Gebiete und die oberungariſchen 
Gebiete ausgedehnt worden iſt. 
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